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Brexit

Am 23. Juni fand in Großbritannien die Volksabstimmung zum Verbleib in der
EU statt. Diese fiel mit einer knappen Mehrheit von 51,9% für einen Austritt
aus  der  EU  aus.  Dieses  Abstimmungsergebnis  ist  ein  Meilenstein  für
reaktionäre  Kräfte  in  ganz  Europa  und  speziell  in  Großbritannien.  Der
Schwerpunkt der „Leave“-Kampagne war vor allem ein rassistischer, dieser
richtete sich vor allem gegen zwei Teile der Arbeiter_Innenklasse. Zum einen
gegen die vor allem osteuropäischen Arbeitsmigrant_Innen und zum anderen
gegen  die  momentane  Geflüchtetenbewegung.  Ein  tragischer  Höhepunkt
dessen war die Erschießung von Jo Cox, einer Labour-Parlamentarierin, auf
offener  Straße  im  Verlauf  des  Wahlkampfes.  Deutlicher  drückt  sich  die
Zunahme  des  Rassismuses  darin  aus,  dass  die  Rate  an  Hatecrimes
(Hassverbrechen,  Anm.  d.  Red.)  seit  dem Votum massiv  angestiegen ist,
allein  6.200  zwischen  dem  23.6  und  dem  26.7,  somit  ist  dies  eine
Verfünffachung.

Dies spricht jedoch nicht „nur“ für einen weiteren Rechtsruck innerhalb der
Krise,  sondern  vor  allem für  die  tiefgreifende  innere  Spaltungslinie  der
britischen Bourgeoisie. Diese teilt sich grob in zwei Lager ein. Das „Leave“-
Lager  bildet  einen  Schulterschluss  der  verschreckten  Elemente  des
Kleinbürgertums, die sich von der offenen Konkurrenz im sich ausbildenden
gesamteuropäischen  Binnenmarkt  und  der  geringerwertig  entlohnten
Arbeitskraft migrantischer Arbeiter_Innen mehr und mehr zerrieben sehen
und  einen  zunehmenden  Protektionismus  auf  der  einen  Seite.  Auf  der
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anderen  Seite  jene  Kräfte  der  herrschenden  Klasse,  die  dynamischere
Investitionsziele außerhalb der EU sehen. Das „Remain“-Lager innerhalb des
Bürgertums  beinhaltet  dabei  im  Groben  die  wirtschaftlich  stärksten
Fraktionen des britischen Kapitals, somit weite Teile des Finanzkapitals vor
allem rund um die Londoner Börse, aber auch jene Monopolkonzerne, die das
Gros  ihrer  Profite  aus  der  Europäischen  Union  ziehen.  Diese  Tendenz
offenbart  eine zentrale  Widersprüchlichkeit  innerhalb der  Bourgeoisie  im
Stadium  des  Imperialismus.  Nämlich  nimmt  die  Zahl  an  großen
M o n o p o l i s t _ I n n e n  a u f g r u n d  d e r  Z e n t r a l i s a t i o n s -  u n d
Konzentrationstendenzen stetig ab, dies wirft in tiefen Krisen, in denen keine
Zugeständnisse an schwächere Kapitalfraktionen gemacht werden können,
die Frage der demokratischen Legitimation auf. Über kurz oder lang zwingt
dies  den  Monopolist_Innen  ein  undemokratisches  Gewand  auf  um  ihre
ökonomische Stellung zu bewahren und ihre Interessen zu verteidigen.

Interessant  am  Abstimmungsergebnis  ist  vor  allem  das  unter  den
Jugendlichen,  auch wenn nur ein äußerst  geringer Teil  der  Jugendlichen
überhaupt abstimmte. Jene, die sich beteiligten stimmten mit über 65% für
einen Verbleib in der EU. Es sind vor allem Jugendliche, die die EU als gute
Möglichkeit für Arbeitsmigration sehen, da sie es sind, deren Arbeit überall
als billige Reservekraft verwendet wird.

Der Brexit hat sowohl in den führenden britischen Parteien die drohende
Spaltung verschärft, wie die Kämpfe um die Führung innerhalb der Torries
und der Labour-Party zeigen. Nein, auch das United Kingdom als Ganzes
wird vermehrt in Frage gestellt,  dies unterstreichen die Diskussionen um
einen Austritt Schottlands und Nordirlands aus dem Land.

Insgesamt handelt es sich beim Brexit um eine Schwächung der EU und
Großbritanniens an sich, deren Folgen sich bisher nur in den einbrechenden
Märkten, Aktien und Währungen erahnen lassen. Dieses Ergebnis ist somit
für uns eine Episode in der Serie, die wir als Krise der EU bezeichnen. Sie
zeigt,  dass  die  EU eben  kein  Staat  ist,  sondern  am offenen  Kampf  der
einzelnen nationalen Bourgeoisien zerbricht. Diese sind es aber auch, die in



der  EU  bleiben,  solange  sie  für  den  einzelnen  Staat  als  ideellen
Gesamtkapitalisten profitabel ist. Die EU ist also vielmehr die Verwaltungs-
und Aushandlungsarena dieser unterschiedlichen Interessen. Für die Zukunft
stellt  sich  deutlicher  die  Frage,  ob  die  EU in  ihrer  aktuellen  Form den
Interessen  der  führenden  Kräfte,  momentan  Deutschland  gefolgt  von
Frankreich, noch genügen oder ob sie eine fundamentale Änderung erfahren
muss.  Insgesamt  verstehen  wir  die  EU  jedoch  als  logische  Folge  des
Stadiums  des  Imperialismus,  in  dem  die  nationalen  Kapitale  über  ihre
jeweiligen Grenzen hinausquellen. Diese Entwicklung zeigt die Grenze der
Produktionsverhältnisse,  durch  die  unter  ihnen  selbst  entwickelten
Produktivkräfte deutlich auf. Wir als Revolutionär_Innen erkennen somit an,
dass  der  Imperialismus  ein  internationales  System  ist,  dass  sich  seine
Spielräume selbstständig schafft und notfalls überwirft.  Die Rückkehr zur
Kleinstaaterei  verzerrt  diese  notgedrungene  internationale
Auseinandersetzung.  Unsere  Antwort  kann  deshalb  auch  nur  eine
gesamteuropäische  sein,  wie  Forderungen  nach  einen  flächendeckenden
Mindestlohn, gleichen sozialen Absicherungen unter Kontrolle der Organe
des europäischen Proletariats.  Unsere Antwort ist  somit der konsequente
Internationalismus, den wir der zunehmenden rassistischen Bewegung und
ihren  Ergebnissen  entgegenstellen.  Diese  kann  nur  in  der  Losung  der
vereinigten sozialistischen Staaten der EU und nicht in der Begrenzung des
Kampfes auf den nationalen Rahmen münden.

Putschversuch gegen Corbyn

Am  28.  Juni  sprachen  Abgeordnete  der  Labour  Party-Fraktion  des
Unterhauses, in Reaktion auf die Niederlage der von Labour mitgetragenen
„Remain“-Kampagne, in einem Verhältnis von 172 zu 40 Stimmen Jeremy
Corbyn ihr Misstrauen aus. Dies stellt einen erneuten Versuch des rechten
Flügels in Labour dar und führte zu 200.000 Neubeitritten in die Partei.
Labour hat nun 600.000 Mitglieder, davon sind knapp 350.000 der Partei im
Zuge des Kampfes von Jeremy Corbyn um die Führung der Partei in den
letzten 15 Monaten beigetreten.



Ergebnis ist, dass ein Parteitag einberufen werden muss, der eine Neuwahl
des Partei-Vorsitzes durchführt. Hierbei sollte Corbyn zu Beginn sogar der
Antritt  verboten werden, dies wurde durch die momentane Parteiführung
jedoch  unter  zwei  Bedingungen  zurückgenommen.  Erstens  durften  bis
September keine Parteiversammlungen mehr stattfinden und zweitens dürfen
Neubeitritte nur gegen Zahlung von 25 Pfund abstimmen.

Dieser  Schritt  offenbart  den  undemokratischen,  technisch-taktiererischen
Charakter des bürokratischen Apparates stark. Jedoch bleiben die Geister,
die sie riefen, nicht stillschweigend. Dies hatte nämlich zeitgleich die Folge,
dass die regelmäßigen lokalen Treffen von Momentum, einer Struktur, die
sich  als  organisatorischer  Pol  der  linken  Unterstützer_Innen  Corbyns
herausgebildet  hat,  als  Ersatzorgan  zur  Versammlung  genutzt  werden.
Corbyn  führt  massenhaft  Kundgebungen  mit  seinen  Unterstützer_Innen
durch und generiert stetig neue Mitkämpfer_Innen. Jedoch muss auch der
Kampf direkt um die Struktur der Labour selbst geführt werden.

Das Ergebnis der Abstimmung fiel trotz weiterer verhindernder Maßnahmen,
positiv für Corbyn aus. Mit 62% der Stimmen setzte er sich gegen seinen
Kontrahenten Owen Smith durch. Die derzeit mehr als 500,000 Leute starke
Partei zeigt damit wieder, was für eine Dynamik mit Jeremy Corbyn in die
Labour Party getragen wurde. Ob die beleidigten MPs jetzt zu Corbyns Seite
zurückkehren werden oder nicht, ist hier eine zweitrangige Frage. Trotz der
Hürden,  die  von  der  Partei-Rechten  in  den  Weg  gelegt  wurden,  ist  es
offensichtlich ein Anliegen, gegen gerade diese etwas zu tun. Momentum,
das sich ja quasi als Nebenstruktur etablieren musste, darf sich jetzt nicht
erleichtert zurücklehnen, Aktivist_Innen müssen jetzt in der Partei selbst die
Vormachtstellung sichern.

Es ist unbezweifelbar, dass die Labour Party momentan die größte Dynamik
im Klassenkampf in Großbritannien hat, das sie zehntausende erstmalig in
die politischen Organisierung bringt und das dies auf Dauer unvereinbar mit
der verknöcherten Struktur der Partei ist. Revolutionäre müssen sich dort
bewegen, wo die kämpfenden Teile der Klasse sich bewegen und für ein



revolutionäres  Programm  kämpfen,  dass  verdeutlicht,  dass  sich  der
Kapitalismus selbst  durch linke Reformist_Innen wie Corbyn nicht zügeln
lässt, sondern nur durch die Machtergreifung des revolutionären Subjekts.
Das bedeutet nicht, dass uns egal ist ob Eagle, Smith oder Corbyn an der
Spitze der Partei stehen. Corbyn steht für eine Labour der Aktivist_Innen und
Mobilisierungen, er steht für den offenen Kampf. Vor allem steht er für den
Kampf um ein neues Programm der Labour. Das müssen Revolutionär_Innen
sowohl von ihm fordern, als auch selbst programmatische Debatten innerhalb
der  Partei  anzustoßen.  Kurz  gesagt,  die  zentrale  Taktik,  die
Revolutionär_Innen in Großbritannien momentan anwenden müssen, ist der
Entrismus im Kampf um und für eine revolutionäre Arbeiter_Innenpartei.

Elend  oder  Erfolg?  –
Antirassistischer  Widerstand  in
Deutschland
VON JAQUELINE KATHERINE SINGH

Vor zwei Jahren, in den Anfängen der rassistischen Bewegung, sind mehrere
tausende  Menschen  auf  die  Straße  gegangen,  um  den  diversen  Gida-
Protesten die Stirn zu bieten.  Mensch war auch schockiert,  als  man die
katastrophalen Bilder von der Situation an der griechischen Küste sah. Oder
war  entsetzt  und trauerte  um die  Toten,  wenn wieder  ein  Schlauchboot
unterging. Und nun? Nun sieht es bitter aus.

Die AfD ist bei den Landtagswahlen die klare Gewinnerin. Nach Heidenau
und  Frei ta l  jagt  man  nun  auch  in  Bautzen  Gef lüchtete.  Die
Gegenmobilisierungen  sind  im  Schnitt  kleiner  geworden,  größere
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antirassistische Aktionen kratzen nicht mal an 10 000 Teilnehmer_Innen und
bei den Wahlen haben SPD und DIE LINKE fast überall Stimmen verloren.
Das sind Tatsachen,  die  den Ernst  der  Lage verdeutlichen sollten.  Doch
mittlerweile scheinen die Übergriffe auf Geflüchtete und ihre Heime, die
Toten im Mittelmeer und an den Außengrenzen zum Alltag zu gehören –
genauso wie die Kolleg_Innen oder Mitschüler_Innen, die die AfD gut finden.
Schließlich  bringe  die  Partei  es  mal  auf  den  Punkt  und  spreche  die
Auswirkungen der Krise an.

Seit  2014  steigt  die  Anzahl  von  Anschlägen  auf  Geflüchtete  und  ihre
Unterkünfte drastisch. Auch die Zahl von rechten Aufmärschen, ob nun durch
besorgte Bürger_Innen, die AfD oder Nazis, ist gestiegen. Als Reaktion von
links bildeten sich anfangs lokale kleinere Bündnisse, die den Gidas die Stirn
boten.  Als  die  Geflüchteten  kamen,  gründeten  sich  auch  viele
Supporter_Innenstrukturen.  Doch  ihre  lokale  Isolation  erschwerte  eine
dauerhafte  Arbeit.  Es  folgten  zahlreiche  Antifa-Vollversammlungen,
Krisenmeetings und letzten Endes bildeten sich nach zwei Jahren bundesweit
verschiedene  Bündnisse:  „Jugend  gegen  Rassismus“,  „Aufstehen  gegen
Rassismus“,  „Nationalismus  ist  keine  Alternative“,  „Welcome2Stay“  und
„Fluchtursachen bekämpfen“.

Sicherlich,  die  Bündnisse  sind  von  unterschiedlichen  Spektren  geprägt.
Während die einen Jugendliche mobilisieren wollen, versuchen die anderen,
Supporter_Innenstrukturen zu integrieren oder als tolles Mitmach-Bündnis
zu fungieren. Eines haben sie aber alle gemeinsam: Bisher haben sie es nicht
geschafft, eine größere gesellschaftliche Relevanz zu erreichen!

Antirassistischen Widerstand aufbauen – aber
wie?

In  der  aktuellen  Situation  befinden  wir  uns  in  einer  Defensive,  die  wir
durchbrechen müssen. Dazu brauchen wir keine vereinzelten Kleinstaktionen
mit  wenigen  Tausenden,  sondern  Massenmobilisierungen,  die  eigene



Forderungen aufstellen und sich nicht nur gegen die AfD und Nazis wehren.
Es bedarf einer offenen Koordination der bestehenden Bündnisse. Zudem
müssen Kämpfe verbunden werden. Der Kampf gegen das Integrationsgesetz
betrifft Geflüchtete und Supporter_Innen. Dieser muss durch die arbeitende
Bevölkerung  und  Jugendliche  unterstützt  werden,  sonst  kann  er  nicht
erfolgreich  enden.  Anstatt  also  die  Aktionen  gegen  Rassismus  von
Geflüchteten, Jugendlichen, Lohnabhängigen etc. zu trennen, müssen wir uns
koordinieren und gemeinsam auf die Straße gehen.

Bis zur Bundestagswahl ist aber noch Zeit?

In dem Artikel „Wie weiter im Kampf gegen Rassismus und die AfD?“, der
zudem eine Auswertung der Aktion von „Aufstehen gegen Rassismus“ am 3.9.
beinhaltete, schreibt marx21: „Mit etwa 6.000 Menschen nahmen weniger an
der Demonstration teil, als ursprünglich erhofft. Vor allem zu wenige, um
tatsächlich die Stimmung in der Stadt – zwei Wochen vor den Wahlen – zu
beeinflussen.“

Schuld daran sind für sie zwei Faktoren: Einmal die Tatsache, dass die fast
sichere Bildung einer rot-rot-grünen neuen Landesregierung Berlin selber
wenig  aufgerüttelt  hätte.  Zum  anderen  der  Fakt,  dass  „die  größeren
Organisationen  verhalten  mobilisiert  haben“.  Was  diese  konkret  für
erfolgreiche  Mobilisierungen  tun  müssten,  findet  man  in  dem  Artikel
allerdings nicht. Betriebsversammlungen, die Antirassismus vor Ort auf die
Tagesordnung  setzen,  ein  Kampf  in  den  Gewerkschaften,  Geflüchtete
aufzunehmen, klare antirassistische Positionierungen seitens der Linkspartei
in Verbindung mit der sozialen Frage? Fehlanzeige. Darauf geht der Text erst
gar nicht ein.
Basismobilisierung heißt nicht, dass „freie“ Individuen sich dazu entscheiden,
sich  antirassistisch  zu  betätigen.  Viel  eher  muss  die  Basis  der  sich
beteiligenden  Bündnisorganisationen  an  den  Orten,  an  denen  sie  sich
tagtäglich vor Ort  aufhält,  antirassistische Fragen aufwerfen und zu den
Aktionen mobilisieren.



Zu anderen Bündnissen verhalten sie sich zudem auch nicht. Sehr leicht kann
man vergessen, dass die Aktion von „Jugend gegen Rassismus“ am 27. April
mit 8.000 Jugendlichen, die auf die Straße gegangen sind, größer war als die
von „Aufstehen gegen Rassismus“, ohne dass größere Jugendorganisationen
wie  die  SDAJ,  linksjugend  [’solid]  oder  der  SDS  flächendeckend  daran
beteiligt  waren  oder  dazu  aufgerufen  haben.  Auch  die  Aktion  von
„Fluchtursachen  bekämpfen“  am  29.  Oktober  in  Nürnberg  gegen  das
bayerische  Integrationsgesetz  findet  wenig  Beachtung.

Aber nicht nur seitens marx21 herrscht in der sich zuspitzenden Situation
eine abwartende Haltung. Auch die Interventionistische Linke, die übrigens
in „Welcome2Stay“ und „Aufstehen gegen Rassismus“, also in zweien der
fünf Bündnisse agiert, scheint entweder kein Interesse oder kein Konzept zu
haben, wie man in der aktuellen Situation sich gegen den zunehmenden
Rassismus wehrt.

Was heißt das konkret?

Wenn wir effektiv antirassistischen Widerstand aufbauen wollen, dann dürfen
wir uns nicht spalten lassen. Weder vom zunehmenden Rassismus noch vom
Sektierertum  der  Linken  oder  der  fadenscheinigen  Überzeugung,  dass
Geflüchtete, Jugendliche, Parteien und Autonome jeweils ihr eigenes kleines
Bündnis brauchen.
Wir brauchen zwischen den Bündnissen und den größeren Organisationen
der Arbeiter_Innenklasse eine Koordinierung ihrer geplanten Aktionen, also
eine gemeinsame Strategiekonferenz Anfang des Jahres. Dort sollte sich auf
gemeinsame Forderungen verständigt werden, die sich gegen die Angriffe
auf  Geflüchtete  seitens  der  Bundesregierung  stellen  sowie  gegen  die
Auswirkungen  der  Sparpolitik  der  letzten  Jahrzehnte  richten.

Ein weiterer Hauptpunkt müssen verbindliche Abmachungen sein, bei denen
die  unterschiedlichen  Bündnisse  eigenständig  zur  gleichen  Aktion
mobilisieren.



Tun wir das nicht und bleiben alleine bei der Aussage, dass Bündnis XZY ja
das  vielversprechendste  sei  und  dass  man  sich  diesem  einfach  nur
anschließen muss, oder hoffen darauf, dass im Zuge des Wahlkampfes zur
Bundestagswahl entweder SPD oder Linkspartei sich darauf besinnen, dass
Rassismus ja eigentlich eine ganz dumme Sache ist und „automatisch nach
links  gehen“,  werden  die  Folgen  des  Elends  des  antirassistischen
Widerstands  in  Deutschland  zu  Tage  treten.

Für eine bundesweite Aktionsplattform schlagen wir folgende Forderungen
vor:

AfD,  Pegida,  rassistischen  und  faschistischen  Mobilisierungen
entgegentreten!  Organisierte  Selbstverteidigung  und  Solidarität
gegen  rassistische  Angriffe!
Gegen  alle  Abschiebungen,  Rücknahme  aller  Verschärfungen  der
Asylgesetze! Nein zum sog. „Integrationsgesetz“, keine rassistischen
Sondergesetze wie „Burkaverbot“ oder Einschränkung des Nachzugs
von Verwandten! Bereitstellung von sicherer Unterbringung (z. B. in
Frauenhäusern) von Frauen und sexuell Unterdrückten! Für offene
Grenzen und gleiche Staatsbürger_Innenrechte für alle Geflüchteten
und Migrant_Innen! Weg mit der Festung Europa!
Recht auf Arbeit für Geflüchtete! Mindestlohn von 12,50 Euro/Stunde
f ü r  a l l e  s t a t t  8 0 - C e n t - Z w a n g s j o b s !  Ö f f e n t l i c h e s
Wohnungsbauprogramm,  Beschlagnahme  von  leerstehenden
Wohnungen  und  entschädigungslose  Enteignung  von
Immobilienspekulanten,  um  Wohnraum  für  alle  zu  schaffen!
Gewerkschaftliche  Organisierung  der  Geflüchteten!



55 Jahre Bau der Berliner Mauer
– Ein Monument der Bürokratie
Gastbeitrag der Gruppe ArbeiterInnenmacht

28 Jahre lang stand die Berliner Mauer – geschichtsträchtig wie nur wenige
Bauwerke.  Sie  war  eine  Manifestation  der  besonderen  Art,  wie  der
Stalinismus  Probleme  zu  lösen  pflegte  und  dabei  die  Interessen  der
Arbeiter_Innenklasse  –  in  beiden  Teilen  Deutschlands  –  verriet.  Der
Mauerbau  war  ein  Glied  in  der  Kette  bürokratischer  Maßnahmen,  die
letztlich  auch  die  Grundlagen  des  Arbeiter_Innenstaats  DDR und  dessen
Entwicklung  untergruben,  auch  wenn  die  Errichtung  der  Mauer  am 13.
August 1961 ihn zunächst zu retten schien.

Die  Politik  der  SED  folgte  von  Anfang  an  den  Interessen  der  UdSSR-
Bürokratie. Deren Blockade Berlins 1948 als Reaktion auf den Bruch des
Vier-Mächte-Abkommens  der  Alliierten  durch  die  Einführung  einer
westlichen  Separatwährung  erwies  sich  nicht  nur  als  Desaster,  sondern
führte auch dazu, dass die Westmächte als Garanten für die Versorgung der
Berliner  Bevölkerung aufgewertet  wurden.  Mit  der  US-Luftbrücke  wurde
Stalins Berlin-Blockade zur Luftnummer.

Der „real existierende Sozialismus“ und die Gründung der DDR 1949 waren
nicht  auf  die  demokratische  Diskussion,  Organisierung  und  Aktion  der
Lohnabhängigen gegründet,  sondern Abwehrreaktionen der stalinistischen
Bürokratie  auf  die  von  den  USA  vorangetriebene  Westintegration.  Die
(verspätete) bürokratische Enteignung der Kapitalist_Innen als Klasse sowie
die politische Entmündigung bewirkten, dass die Arbeiter_Innenklasse die
DDR nicht oder kaum als „ihren Staat“ begriff. Dieses Dilemma zeigte sich
dann 1989 besonders deutlich, als Millionen Arbeiter_Innen schließlich die
Einführung der kapitalistischen Marktwirtschaft begrüßten – wenngleich sie
damit verschiedene soziale Illusionen verbanden.
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Die  DDR  l i t t  –  wie  ganz  Osteuropa  –  immer  daran,  dass  d ie
Arbeiter_Innenklasse von der direkten Machtausübung ausgeschlossen war,
dass sie keine Rätestrukturen hatte und der Staatsapparat daher der Form
nach  ein  bürgerlicher  war,  obwohl  er  zugleich  der  Verteidigung  der
Planwirtschaft  –  allerdings  mit  bürokratischen  Methoden  –  diente.

Der Aufstand vom Juni 1953

Der  Arbeiter_Innenaufstand  in  der  DDR  1953  war  eine  Chance,  die
bürokratische  Herrschaft  zu  zerbrechen.  Doch  er  wurde  von  den
Stalinist_Innen unterdrückt und von den westdeutschen Reformist_Innen in
SPD  und  Gewerkschaften  bewusst  hintertrieben.  Beide  opferten  auf
unterschiedliche Weise die revolutionäre Dynamik zugunsten ihrer Einfluss-
und Machtinteressen.

Auslöser  für  den  Aufstand  waren  wirtschaftliche  Depressionen,  u.a.
Normerhöhungen. Doch die Bewegung der Arbeiter_Innen stellte auch rasch
politische Forderungen gegen die SED-Bürokratie auf und sandte Appelle an
ihre Klassengeschwister im Westen, dort die Kapitalist_Innen zu stürzen. Die
deutsche  Teilung  war  zu  diesem  Zeitpunkt  noch  nicht  so  stark  im
Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse verankert. Aber die Schere zwischen
BRD- und DDR-Wirtschaftsentwicklung begann sich schon zu öffnen.  Das
resultierte  1.  aus  der  Unterbrechung  innerdeutscher  wirtschaftlicher
Beziehungen  (von  westlicher  Seite!),  2.  aus  der  haarsträubenden
Demontagepolitik  der  UdSSR  in  ihrem  Hoheitsgebiet  und  3.  aus  der
wachsenden Demotivierung der Arbeiter_Innen aufgrund der bürokratischen
Bevormundung.

Doch als ab Mitte der 50er Jahre die DDR ökonomisch immer weiter der BRD
hinterher hinkte, brach sich die Unzufriedenheit mit den Verhältnissen in der
DDR schon nicht  mehr in  politischen Kämpfen gegen das Regime Bahn,
sondern als „Abstimmung mit den Füßen“: eine gewaltige Fluchtwelle in die
Bundesrepublik  setzte  ein.  Die  Reaktionen  des  Regimes  darauf  waren



zunächst  ebenso  politisch  hilflos  wie  typisch  bürokratisch.  Mit  den
geänderten  Passgesetzen  von  1956  wurde  der  Straftatbestand  der
„Republikflucht“  eingeführt  und  in  der  Folge  verschärft  angewendet.
Westreisen mussten genehmigt werden, ihre Zahl sank von 2,5 Millionen
(1956) auf 700.000 (1958).

Eine „Aufklärungskampagne“ gegen die Westflucht wurde im selben Jahr von
Regime-Chef  Ulbricht  folgendermaßen  begründet:  „Vor  allem  ist  es
notwendig,  den  Menschen  zu  erklären,  warum  das  System  des
militaristischen Obrigkeitsstaats (gemeint ist die BRD) keine Zukunft hat und
warum die  Erhaltung des  Friedens die  Stärkung der  DDR erfordert  und
deshalb  kein  Arbeiter,  kein  Angehöriger  der  Intelligenz,  kein  Bauer  aus
kleinlichen wirtschaftlichen oder persönlichen Gründen in den Westen ziehen
darf.“
Dass  den  meisten  ihre  „kleinlichen  wirtschaftlichen  Gründe“,  zumal  im
Westen  relativ  problemlos  greifbar,  näher  waren  als  die  „Erhaltung  des
Weltfriedens“,  d.h.  die  Stabilisierung des stalinistischen Regimes,  musste
bald auch die DDR-Führung einsehen.

Im Sommer 1961 schwoll  der Flüchtlingsstrom rasant an.  Allein 150.000
Neuaufnahmen meldeten sich in den Auffanglagern in Westberlin. Nach dem
Aderlass vornehmlich an Fachkräften gehobener Qualifikation wie Ärztinnen
und  Ärzte,  Lehrer_Innen  oder  Ingenieur_Innen  verließen  nun  auch  viele
Bäuerinnen und Bauern, nachdem sie bis 1960 zwangskollektiviert worden
waren, das Land. Alle Wirtschaftszweige waren gefährdet. Die BRD-Politik
und  die  westlichen  Medien  ließen  natürlich  keine  Gelegenheit  aus,  die
ökonomische  Überlegenheit  des  Kapitalismus  heraus  zu  stellen  und  alle
vergesellschafteten  Errungenschaften  des  Arbeiter_Innenstaats,  z.B.
Betriebskinderkrippen, Polikliniken usw. als wider die menschliche Natur zu
diffamieren.

Die einzige Antwort, die den stalinistischen Bürokrat_Innen einfiel, waren
Maßnahmen, die weniger den Klassenfeind trafen, sondern sich gegen die
eigene  Bevölkerung  richteten:  Einschüchterung,  Verschärfung  des



Strafrechts  und  Einschränkung der  Bewegungsfreiheit.  Es  kam sogar  zu
Zwangsumsiedlungen in grenznahen Gebieten zur BRD. Die Grenzanlagen
wurden immer weiter ausgebaut.

Die Schwachstelle aber blieb Berlin, das dem Alliiertenrecht unterstand und
deren Mächte den Grenzverkehr regelten. Die Berliner Westsektoren dienten
den  Imperialist_Innen  als  kapitalistisches  Hochglanz-Schaufenster  und
propagandistischer  Brückenkopf  mit  dem Rundfunksender  RIAS  und  der
Springerpresse, von dessen Hochhaus Tag und Nacht Nachrichtenbänder in
Leuchtschrift liefen.

Die DDR-Staatsführung stand mit dem Rücken zur Wand; sie handelte am
frühen  Sonntagmorgen  des  13.  August  1961,  als  die  Geheimaktion
„Operation Rose“ anlief. Bautrupps, gesichert von Einheiten der Nationalen
Volksarmee,  sperrten  zunächst  die  wichtigsten  Verbindungswege  an  den
Sektorengrenzen  Berlins,  später  wurden  Häuser-  und  Fensterfronten
zugemauer t .  Anders  a l s  8  Jahre  zuvor  war  das  po l i t i sche
Widerstandspotenzial  in  der  DDR-Bevölkerung  jetzt  nur  noch  vereinzelt
vorhanden oder hatte resigniert. Die reale Teilung und die Erfahrungen des
gescheiterten Aufstands 1953 hatten tiefe Spuren hinterlassen.

Der Mauerbau verschaffte dem Regime eine Erholungspause, um sich wieder
festigen zu können. Zugleich markierte er auch eine Abkehr der DDR-Spitze
von  einer  gesamtdeutschen  Konzeption,  ließ  die  nationale  Frage  aber
gleichwohl  ungelöst.  Die  Mauer  war  das  Sinnbild  für  eine  unnatürliche
Teilung Deutschlands. Im Bewusstsein der Massen war es immer mit dem
Makel  behaftet,  das  hässliche  Antlitz  eines  „Unrechtsstaats“  zu
repräsentieren, der seine Bevölkerung einkerkert und diejenigen inhaftiert
oder tötet, die ihm entfliehen wollen.

Wie  hätten  sich  Revolutionär_Innen  zum



Mauerbau  verhalten?

Die  Frage  wird  heute  innerhalb  der  Linken  kaum  gestellt.  Die
Parteigänger_Innen  des  Stalinismus  u.a.  Strömungen  verteidigen  den
Mauerbau als notwendig, auch wenn ihnen die Form vielleicht Missbehagen
bereitet. Sie entblößen sich dabei oft nicht, die Ulbrichtsche offizielle Lesart
vom  „antifaschistischen  Schutzwall“  und  der  „friedenserhaltenden
Maßnahme“  gegen  „permanente  Wühltätigkeit  feindlicher  Agenten  und
unmittelbar  bevorstehendem  Einmarsch  von  NATO-Truppen“  zu
übernehmen.

Natürlich  war  der  Mauerbau  v.a.  Ergebnis  der  Unvereinbarkeit  zweier
Gesellschaftsformationen in einem Land. Dass es aber überhaupt zu dieser
Situation kam, war der antirevolutionären Politik der Stalinist_Innen wie der
SPD geschuldet, die die Enteignung der Bourgeoisie und die Zerschlagung
des  bürgerlichen Staatsapparates  in  ganz  Deutschland verhindert  haben.
Jede selbstbestimmte Form von Organisierung bzw. Übernahme von Macht
durch  die  Arbeiter_Innenklasse  wurde  blockiert  oder  bürokratisch
„entschärft“. Das Ergebnis war ein de facto schon zweigeteiltes Deutschland
lange vor dem Mauerbau: ein kapitalistischer Westen und ein degenerierter
Arbeiter_Innenstaat im Osten.

Revolutionär_Innen  mussten  natürlich  die  DDR  als  historisch  „höher“
stehende Gesellschaftsstruktur verteidigen – nicht deren bürokratische Übel,
sondern deren soziale Tugenden, v.a. aber die von der Bürokratie blockierten
sozialen Entwicklungspotentiale. Nachdem die Stalinist_Innen sich selbst in
das Dilemma manövriert hatten, dass die DDR gegenüber der BRD in der
Entwicklung nachhinkte und die  Leute massenhaft  weg wollten,  war der
Mauerbau nach ihrer Logik als „letzte“ Maßnahme notwendig.
Die  SED  argumentierte  nach  dem Mauerbau  u.a.,  dass  diese  auch  den
ökonomischen  Zweck  hatte,  die  Ausnutzung  subventionierter  Waren  und
sozialer Leistungen durch die vielen Ost-West-Pendler_Innen zu verhindern.
Zweifellos  war  das  ein  Problem,  das  jedoch  hätte  auch  anders  behoben
werden können, z.B. durch den Abbau der Subventionen und die Erhöhung



der Löhne und Sozialleistungen im selben Maße.

Revolutionär_Innen hätten – mit dem Fakt der Mauer konfrontiert – natürlich
nicht einfach für deren Abriss plädiert. Sie hätten aber sehr wohl gegen das
Grenzregime u.a. repressive bürokratische Regelungen
polemisieren müssen. V.a. aber hätten sie auf die tieferen Ursachen für deren
Entstehen verweisen und für die Revolution in ganz Deutschland eintreten
müssen – für die soziale Revolution in der BRD und die politische Revolution
in der DDR. Die Mauer wäre letztlich nur dann überflüssig geworden, wenn
die DDR bzw. der „Sozialismus“ attraktiver geworden wäre. Dazu wäre es
aber notwendig gewesen, die Bürokratie mittels einer politischen Revolution
zu stürzen.

Der Bau der Mauer war, obwohl sie kurzfristig eine Stabilisierung der DDR
bewirkte, kein Sieg, sondern eine Niederlage der Arbeiter_Innenbewegung in
Ost und West. Es hätte eine öffentliche Kampagne geführt werden müssen
mit Aufrufen an alle Arbeiter_Innenorganisationen in Ost und West, diese
Maßnahme zu diskutieren und die Frage zu stellen, wie die Grundlagen eines
wirklich  demokratischen  Arbeiter_Innenstaats  geschaffen  und  gesichert
werden  können.

Im Herbst  1989  haben  sich  historisch  zwei  Dinge  bestätigt:  1.  ist  eine
grundlegende Änderung der Verhältnisse ohne Revolution – und die „Wende“
im Herbst 1989 war der Beginn einer politischen Revolution – unmöglich; 2.
konnte  auch  die  Mauer  die  DDR  nicht  davor  bewahren,  an  ihren
stalinistischen  Geburtsfehlern  zu  Grunde  zu  gehen.
Ein halber Sozialismus in einem halben Land im Schatten der Mauer konnte
auf Dauer nicht überleben. Der Sozialismus ist international oder gar nicht!



TTIP  –  Umwelt  und
Lebensmittelfragen  sind
Klassenfragen
Mittlerweile ist es ein offenes Geheimnis, dass das Freihandelsabkommen
TTIP nicht nur Arbeiter_Innenrechte unterhöhlt, sondern auch die wenigen
fortschrittlichen  Praktiken  in  der  europäischen  Umwelt-  und
Lebensmittelpolitik  bedroht.

Chlorhuhn, Genmais und giftiges Obst für die
Massen

Im  Großen  und  Ganzen  werden  mi t  dem  Inkra f t t re ten  des
Freihandelsabkommen in  der  EU die  gleichen Umstände wie  in  der  Us-
amerikanischen Lebensmittelproduktion eintreten. Die Verbraucherzentrale
Hamburg listet auf ihrer Website die „Worst Case“ Szenarien hierfür auf.
Während  in  Deutschland  und  der  EU  der  Anbau  von  gentechnisch
veränderten Pflanzen als Lebensmittel oder Futter noch strengen Auflagen
und der Kennzeichnungspflicht unterliegt werden in den USA bereits heute
große Teile der Feldfrüchte genetisch verändert und es ist nicht erforderlich
diese  entsprechend  zu  markieren.  Für  die  Konsument_Innen  heißt  es
dann,dass sie sich nicht sicher sein können ob ihr Essen genetisch verändert
wurde oder nicht, das gilt insebesondere für Fleisch, denn in den USA sind
heute schon 95% des Viehfutters genverändert. Genauso wird es mit dem
Einsatz von Wachstumshormonen laufen. Wachstumshormone werden zwar
auch heute schon in der EU eingesetzt, allerdings sind bestimmte Hormone
bis heute verboten, diese Verbote werden mit TTIP wegfallen und wer Fleisch
oder Milch von damit behandelten Tieren zu sich nimmt wird diese Hormone
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auch im eigenen Körper wiederfinden. Auch die im Vergleich zu den USA in
Europa  hohen  Grenzen  für  Rückstände  von  Pestiziden  in  der  Nahrung
werden mit TTIP gekippt.

Doch  nicht  nur  für  die  Verbraucher_Innen  sondern  auch  für  die
Produzent_Innen von Lebensmitteln in der EU ziehen dunkle Zeiten auf. Aus
ökonomischer  Perspektive  wird  das  Freihandelsabkommen  auch  einen
Angriff  auf  die  europäischen Fleischindustrien bedeuten.  In  den USA ist
Fleisch deutlich billiger in der Produktion als hier in Europa, was auch daran
liegt,  dass  dort  z.B.  Kastenhaltung  von  Schweinen  erlaubt  und  die
Arbeiter_Innen nicht selten 12 Stunden Schichten fahren müssen. Mit TTIP
werden die Einfuhrzölle abgeschafft, was bedeuten würde, dass das billige
Fleisch den europäischen Markt flutet – die europäische Industrie wird sich
dann gezwungen sehen die  Produktion günstiger  zu gestalten indem die
Arbeiter_Innen länger und für weniger Geld arbeiten müssen.

TTIP’s Attacke auf die Umwelt

Ein  wichtiger  Punkt  im  Freihandelsabkommen  ist  die  Option,  dass
Unternehmen Staaten verklagen können, wenn dort Bedingungen herrschen,
die ihr Geschäft beschränken. Steigt ein Land zum Beispiel aus der Nutzung
fossiler oder atomarer Energier aus können Unternehmen dagegen klagen
und  somit  Staaten  und  deren  Einwohner_Innen  dazu  zwingen  weiterhin
Energie umweltschädlich zu produzieren. Auch Fracking als bislang nicht
genehmigte Methode zur Erdöl Förderung kann so in der EU durchgesetzt
werden.  Fracking  ist  eine  im Vergleich  zur  konventionellen  Öl  und  Gas
Förderung sehr ineffektive Methode zur Gewinnung fossiler Brennstoffe. Da
die imperialistischen Konflikte zwischen dem westlichen Block (USA und EU)
und Russland, China und den erdölfördernden Staaten des Mittleren und
Nahen Osten sich zunehmend verschärfen, suchen die Imperialist_Innen im
Westen  nach  neuen  Energiequellen.  Diese  imperialistischen  Interessen
werden,  wie  so  oft,  auf  dem  Rücken  der  Natur  ausgetragen.



Fracking  ist  eine  im  Vergleich  zur  konventionellen  Öl  Gewinnung  sehr
ineffektiv, da die imperialistischen Konkurent_Innen von EU und USA wie
Russland,  China  oder  der  Iran  jedoch  noch  über  beachtliche  Ölquellen
verfügen und in der Lage sind den Preis tief zu halten ist dies aufgrund der
beinahe kaum vorhandenen Ölqullen in der EU und in den USA dort nicht
möglich, eine andere Methode muss also her.

Uns  ist  bewusst,  dass  die  EU in  Hinblick  auf  die  jetzigen  umwelt-  und
lebensmittelrechtlichen  Richtlinien  kein  Land  von  Milch  und  Honig  ist,
dennoch wollen wir bereits bestehende fortschrittliche Faktoren verteidigen
und gleichzeitig den Kampf um Arbeiter_Innenkontrolle in der Energie- und
Lebensmittelproduktion aufnehmen.

Bild: energie-zukunft.eu

Europa:  Zerfall  eines
imperialistischen Blocks?
VON BEN ZIMMER

Am  23.  Juni  trat  Großbritannien  aus  der  Europäischen  Union  aus.  Die
Nachrichten  überschlugen  sich.  In  Großbritannien  trat  Cameron  zurück,
Theresa May, eine Parteirechte, wurde Premier-Ministerin. In ganz Europa
wurde und wird über einen möglichen Zerfall der EU diskutiert, die Rechte
hat neuen Rückenwind bekommen und die Börse erlebte weltweit ein kleines
Beben.
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Was ist eigentlich die EU?

Die Europäische Union ist neoliberal, undemokratisch und militaristisch. So
oder  so  ähnlich  wird  die  EU oft  richtigerweise  beschrieben.  Beispielhaft
hierfür steht die innere und äußere Krisenpolitik. Dass die EU militaristisch
ist, sieht man ganz gut an der rassistischen, paramilitärischen Grenzschutz-
Agentur  Frontex  oder  auch  der  Schaffung  der  60.000-Menschen starken
Eingreiftruppe. Diese dient einzig dem Ziel, Geflüchtete aus Krisengebieten
außerhalb  der  EU  zu  halten,  um  diese  nicht  nach  den  (ohnehin  zu
schwachen) Asylgesetzen der einzelnen Mitgliedsstaaten doch aufnehmen zu
müssen. Es werden demokratische Rechte ausgehebelt, zum Beispiel durch
das  Troika-Diktat  über  Griechenland  und  den  Zwang  gegenüber
krisengebeutelten Ländern, öffentliche Güter zu privatisieren und massiv an
den Sozialleistungen und Mindestlöhnen, so vorhanden, zu kürzen. Das alles
offenbart, welcher Klasse die EU-Bürokrat_Innen hörig sind.

Was jedoch bei „neoliberal, undemokratisch und militaristisch“ fehlt, sind die
sozialen Interessen, die hinter der EU stehen und welches Verhältnis die EU
zu den Nationalstaaten und deren Interessen hat. Die EU ist nämlich keine
supranationale („über dem Staat stehend“) Institution, wie sie gerne vorgibt,
sondern vielmehr ein  imperialistischer  Block aus  Nationalstaaten,  dessen
Gemeinschaft  es  ihnen  ermöglicht,  sich  besser  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  gegen  andere  Mächte,  wie  z.B.  die  USA,  zu
behaupten, auch wenn es immer wieder größere Probleme innerhalb dieser
Allianz gibt.

Der  Vorgänger  der  EU,  die  Europäische  Wirtschaftsgemeinschaft  (EWG),
wurde damals noch von den USA gestärkt, die sich als Hegemonialmacht
Vorteile im Kalten Krieg gegen die Sowjetunion erhoffte. Dies widersprach
allerdings  den  Interessen  einiger  europäischer  Imperialist_Innen,  die
langfristig auf einen einheitlichen, europäischen Staat hofften, der in der
Lage sein würde, als eigenständiger Imperialist die Hegemonialmacht auf der
Erde zu werden. Durch den wirtschaftlichen Aufschwung der BRD in den
70ern  und  d ie  Wiedervere in igung  unter  kap i ta l i s t i schen



Produktionsbedingungen  schaffte  es  der  wiedererstarkte,  deutsche
Imperialismus,  eine  führende  Rolle  in  der  EU  einzunehmen.
Auch wenn es zwischenzeitlich Fusionen zwischen dem deutschen und dem
französischen Kapital gab, erlitt die Idee eines Eurostaates schon 2005 einen
herben Rückschlag, als in Frankreich eine EU-Verfassung abgelehnt wurde.
Die jetzige EU ist sehr weit entfernt von einer „Einheit“. Deutschland ist die
dominierende Macht der EU, was dennoch nicht bedeutet, dass alle einfach
nach  deutscher  Pfeife  tanzen.  Jeder  Nationalstaat  hat  seine  eigene
Kapitalist_Innenklasse, die ihr eigenes Soziales vertritt und untereinander in
kapitalistischer Konkurrenz zu den anderen steht.  Die Widersprüche und
Konflikte innerhalb der EU sind Ausdruck davon und nicht, wie Rechte es
immer behaupten, Ausdruck kultureller Unterschiede.

Auch nationale Kapitalist_Innenklassen sind nicht einheitlich, sondern haben
verschiedene Interessen. Dies kann man ganz gut am Brexit erkennen: In
Großbritannien  hat  sich  die  Kapitalfraktion,  die  sich  nicht  auf  den
europäischen  Markt  fokussiert,  bei  der  Volksabstimmung  über  den  EU-
Austritt  durchsetzen  können  und  so  Großbritannien  als  eine  der
wirtschaftlich  stärksten  Nationen  in  Europa  aus  der  EU  raus  brechen
können.

Grexit

Der  Austritt  aus  der  EU  steht  nicht  erst  seit  dem  Brexit  auf  der
Tagesordnung.  Erstmals  wurde  2009  darüber  diskutiert,  ob  man
Griechenland aus der EU wirft, 2014 kamen die Diskussionen wieder auf.
Damals ging es hauptsächlich darum, sich von Griechenland zu lösen, das mit
einer  Jugendarbeitslosigkeit  von  mehr  als  50% und  einer  extrem hohen
Staatsverschuldung keinen Plan hatte, wie man aus der Krise kommt. Es
wurde dann mit der Troika (einer Kooperation von Europäischer Zentralbank
(EZB), Internationalem Währungsfonds (IWF) und Europäischer Kommission)
das  griechische Parlament  in  seiner  Macht  sehr  stark  eingeschränkt,  da
dieses fast keine Entscheidungen mehr über den eigenen Haushalt treffen



konnte.  Die  Alternative  zum Rausschmiss  war  ein  starker  Staat,  der  die
bürgerliche Demokratie  und Arbeiter_Innenrechte  zugunsten des  Kapitals
eingeschränkt hatte. Auch beim Referendum 2015, bei dem es darum ging,
ob man das Schuldendiktat der Troika annimmt, wurde mehrheitlich mit OXI,
also Nein, gestimmt. Dank des Verrates von SYRIZA, der Schwesterpartei der
Linkspartei,  wurde  das  Schuldendiktat  trotzdem  angenommen  und  die
griechischen  Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  müssen  weiter  unter  dem
wirtschaftlichen und sozialen Niedergang leiden.

Brexit

Das  Referendum  über  den  Austritt  Großbritanniens  unterscheidet  sich
grundlegend vom diskutierten Rausschmiss Griechenlands. Zunächst wurde
in Großbritannien als  Folge eines Führungskampfes in der konservativen
Partei,  den  David  Cameron  vorerst  gewann,  ein  Referendum  über  den
Verbleib  in  der  EU  abgehalten.  Cameron  hat  die  Abstimmung  als
Wahlversprechen in seine Kandidatur mit einfließen lassen und dem rechten
Flügel so Wind aus dem Segel genommen. Doch was darauf folgte gleicht
einem Sturm. Die UK Independence Party (UKIP), die, wie schon im Namen
steht,  für  den  Austritt  Britanniens  aus  der  EU  (der  „Unabhängigkeit“)
eintritt, konnte zusammen mit dem rechten Flügel der Konservativen eine
knappe  Mehrheit  beim  Referendum  erringen.  Mit  der  Leave-Kampagne
(„leave“ = verlassen) wurde die Schuld am Niedergang der Wirtschaft, dem
Verfall  von Bildungseinrichtungen,  dem Sinken der Reallöhne,  der hohen
Arbeitslosigkeit  und  sonstigen  Auswüchsen  des  Kapitalismus  den  „Gast“-
Arbeiter_Innen in die Schuhe geschoben. Die Partei behauptet, dass durch
die EU viele Migrant_Innen in das Vereinigte Königreich geholt wurden und
das britische Parlament durch die EU entmachtet wäre.

Diese rassistische Kampagne hat vielen Arbeiter_Innen eine Antwort auf die
Krise gegeben, die die Linke, auch durch ihre Zersplitterung, unfähig war, zu
geben.  Aber das Interesse,  dass diese Kampagne vertritt,  ist  keineswegs
eines der Arbeiter_Innen. Die Migrant_Innen, egal, ob sie aus Syrien, den



baltischen Staaten oder Polen kommen, werden von dem britischen Kapital
genutzt, um ihren Profit durch Lohndrückerei zu erhöhen. Nach dem Motto
„Wenn du den Job für diesen geringen Lohn nicht machst, dann macht es
jemand aus Polen“ werden britische Arbeiter_Innen genauso gegeneinander
ausgespielt,  wie  migrantische.  Die  Brexit-Kampagne  hat  der
Arbeiter_Innenklasse nichts zu bieten. Sie ist im Interesse von Teilen des
Kapitals, die sich weniger auf den europäischen Binnenmarkt, welcher die
Profite eher in die Taschen deutscher Kapitalist_Innen verschiebt, und mehr
auf den internationalen oder nationalen Markt, konzentrieren.

Zerfall der EU?

Die  Debatten  um  den  Rausschmiss  Griechenlands  und  der  Austritt
Großbritanniens  sind  ein  Ausdruck  der  Schwäche  des  imperialistischen
Blocks  EU.  Dies  liegt  vor  allem an  den  Differenzen  zwischen  einzelnen
Nationen. So kam es auch, dass nach dem terroristischen Anschlag in Paris
nur Frankreich und Deutschland gegen den IS militärisch intervenierten.
Wäre die EU ein stabilerer Block oder gar ein Euro-Staat, so hätten dies nicht
nur die zwei führenden Länder der EU getan.

Dass die EU nicht  so geschlossen ist,  wie sich einige Teile  des Kapitals
wünschen, bedeutet aber nicht automatisch, dass die EU jetzt auf Kurz oder
Lang zerfällt. Selbst wenn weitere Teile mit der EU brechen, bedeutet das
nicht  den  Zusammenbruch  der  gesamten  EU.  Das  Weiterbestehen  eines
Kerneuropas  oder  eine  Neuorganisierung  sind  denkbar.  Sicher  ist:  Die
Profitrate  fällt  langfristig,  das  Kapital  ist  daher  weiter  zu  einer
Überproduktion gezwungen. Das führt zu neuen Wirtschaftskrisen und einer
verschärften imperialistischen Konkurrenz. Damit steigt der Druck für die
einzelnen  Kapitalfraktionen  innerhalb  der  EU,  entweder  nach  außen  als
gleichrangige  Kraft  gegenüber  den  großen  imperialistischen  Mächten  zu
agieren oder aber neue Bündnisse einzugehen. Damit würden sie im Fall
kriegerischer Auseinandersetzungen militärischer oder wirtschaftlicher Art
nicht  auf  verlorenem  Posten  stehen  und  sich  der  Neuaufteilung  der



hegemonialen  Kräfte  fügen.

Kampf dem Rechtsruck!

„Wir  haben  dich  aus  dem  Land  gewählt!“  Solche  Sätze  müssen  sich
Migrant_Innen  in  Großbritannien  im  Moment  von  Rassist_Innen  und
Nationalist_Innen anhören. Die Zahl der rassistischen Angriffe stieg nach
dem Brexit laut Polizeistatistik um 57% an. Diese Angriffe auf Migrant_Innen
und ihre Rechte sind Ergebnis der rassistischen Brexit-Kampagne, bei der
das Märchen von einer EU erzählt wurde, die absichtlich viel Geflüchtete und
Gastarbeiter_Innen nach Großbritannien gebracht hat.

Doch nicht nur auf der Insel gibt es einen Anstieg von Rassismus. Europaweit
versuchen  Rechtspopulist_Innen  den  Brexit  und  die  Unzufriedenheit  der
Gesellschaft nach der Krise 2007/2008 sowie der gescheiterten EU-Politik für
sich zu nutzen. In den Niederlanden wird seitens Geert Wilders der Brexit
bejubelt:  „Die europhile Elite ist geschlagen“. Die Forderung nach einem
Austritt der Niederlande, einem Nexit, wird laut. Ähnliche Töne lassen sich
bei  Rechtspopulist_Innen  in  ganz  Europa  feststellen.  Marie  Le  Pen,
Vorsitzende  der  rechten  „Front  National“,
sagt: „Das ist ein historischer Moment, in dem das Volk die Macht wieder
übernommen  hat“.  Auch  die  Schweizerische  Volkspartei  (SVP),  die
österreichische, rechtspopulistische FPÖ und die AfD feierten den Brexit.
Letztere  forderte  auch  ein  Referendum  in  Deutschland.  AfD-Vorsitzende
Frauke Petry forderte „ein Europa der Vaterländer“. Zweifelsfrei sind alle
diese Bestrebungen genauso reaktionär wie der Brexit.

Doch die Rückkehr zum Nationalstaat ist keineswegs fortschrittlich und führt
auch  nicht  dazu,  dass  Lebensbedingungen der  Arbeiter_Innen verbessert
werden.  Das  jetzt  bestehende  Europa  –  auch  wenn  kapitalistische
Produktionsweisen  herrschen –  schafft  für  das  Erkämpfen  eines  wirklich
geeinten  Europas  eine  bessere  Ausgangslage,  als  eine  Rückkehr  zum
klassischen  Nationalstaat.  Dies  würde  historisch  einen  Rückschritt



darste l len.  Ein  Austr i t t  aus  der  EU  versetzt  n icht  nur  dem
internationalistischen  Bewusstsein  einen  schweren  Schlag,  wie  man  am
Brexit sehen kann, er schürt auch Illusionen in den Nationalstaat an sich.
Allein deshalb ist der Brexit kein Grund zur Freude, sondern eine Niederlage,
die sich nicht schönreden lässt. Der Brexit hat der Rechten europaweit einen
Aufwind  beschert.  Um  eine  Antwort  darauf  zu  finden,  braucht  es  eine
europaweite Konferenz der Linken, bei der man sich auf eine gemeinsame
Kampagne  gegen  die  drohende  Gefahr  von  Rassismus  einigt  und  diese
anschließend auch durchführt.

Soziales oder sozialistisches Europa?

Seitens der Linkspartei hört man oft, dass sie ein „soziales Europa“ will. In
ihrem  Programm  schreibt  sie,  dass  sie  „nicht  weniger  als  einen
grundlegenden  Politikwechsel  in  der  Europäischen  Union“  herbeiführen
möchte und die EU „einen Neustart“ brauche.  Weiter fordert  die LINKE
durchaus richtige Dinge, wie die Gleichstellung von Frauen und Männern,
ökologische  Nachhaltigkeit  oder  die  Auflösung  der  Grenzschutzagentur
Frontex.

Was aber der grundlegende, methodische Fehler der Linkspartei ist, ist die
sehr  vage  Kritik  an  der  Produktionsweise.  Sie  fordert  eine  EU,  deren
„Rechtsgrundlagen  wirtschaftspolitisch  neutral  gestaltet“  ist  und  eine
Offenheit  „gegenüber einer gemischtwirtschaftlichen Ordnung“ (Mischung
aus kapitalistischer Ausbeutung und staatlicher Planung). Damit greift sie
unter dem Strich nicht die kapitalistische Produktionsweise, sondern nur die
neoliberale Spielart dieser an und fordert letztlich ein kapitalistisches Europa
mit geringfügigen staatlichen Mitbestimmungsmöglichkeiten.

Wohin das führt  sieht man beispielsweise an ihrer abstrakten Forderung
nach Frieden. Ein „Frieden“ im Kapitalismus bedeutet auch ein Frieden mit
der Ausbeutung der Arbeiter_Innen, ein Frieden mit der Umweltzerstörung
und letztendlich auch ein Friede mit den kommenden Kriegen, die dieser



zwangsläufig  hervorbringen  wird.  Selbst  wenn  es  eine  EU gäbe,  die  so
organisiert ist, wie die LINKE sich es vorstellt, ist diese EU immer noch dazu
gezwungen,  imperialistisch  zu  agieren  und  die  Arbeiter_Innenklasse
auszubeuten, weil dies der inneren Logik des Kapitalismus entspricht. Ein
soziales Europa unter kapitalistischen Bedingungen wird es deshalb niemals
geben können.
Um diesen Fehler nicht auch zu machen, sagen wir offen und klar, was für
ein Europa wir wollen.  Wir wollen ein vereinigtes sozialistisches Europa.
Dieses  sozialistische  Europa  kann  nur  das  Ergebnis  des  gemeinsamen
revolutionären Kampfes der vereinigten europäischen Arbeiter_Innenklasse
gegen den Kapitalismus sein.

Perspektive

Doch trotz aller Kritik an der Linken sind wir weiterhin dafür, gemeinsam
gegen die (kommenden) Angriffe zu kämpfen. Dafür braucht es, wie oben
schon  erläutert,  einen  konkreten  Plan.  Deshalb  treten  wir  für  eine
europaweite  Konferenz  der  Linken  ein.

Auch  wenn  wir  als  Organisationen  unterschiedliche  Einschätzungen  und
Positionen zur EU und zum Brexit haben, heißt das trotzdem nicht, dass wir
uns sektiererisch verhalten sollten. Für die praktische Auseinandersetzung
heißt  es  nun,  nicht  lange verzagen,  sondern die Verteidigungskämpfe zu
organisieren und die Regierungskrise nutzen, um sie nicht den Rechten zu
überlassen:

Für die vereinigten sozialistischen Staaten vor Europa!
Für Selbstverteidigungskomitees von Arbeiter_Innen, Migrant_Innen
und Jugendlichen gegen den wiedererstarkten Rassismus und den
Rechtsruck.



TTIP und der Widerstand gegen
die Freihandelsabkommen
Die Uhr tickt. Das transatlantische Freihandelsabkommen zwischen USA und
der Europäischen Union soll, laut EU-Kommissionschef Jean Claude-Juncker,
noch bis  Ende diesen Jahres  in  Kraft  treten.  TTIP und CETA gelten als
Auswüchse des Neoliberalismus. Aber warum?

TTIP und die Folgen

Die  Freihandelsabkommen  helfen  lediglich  den  Monopolkonzernen,  noch
mehr Profit aus anderen Ländern und armen Menschen zu ziehen und die
kleinen  regionalen  Firmen  auszuschalten.  Ein  Beispiel:  Allein  die  US-
Geflügelwirtschaft  hofft,  mit  TTIP  jährlich  500  Mio  Dollar  zusätzlichen
Umsatz in Europa zu machen. Dafür werden sogar Gesetze gelockert, um uns
Chlorhühnchen  auftischen  zu  dürfen.  Genmanipulierter  Mais  und  eine
verpestete Umwelt sind nur einige der Aspekte, die uns erschauern lassen
sollten.  Des Weiteren ginge jegliche Transparenz,  die  Verbraucher_Innen
zusteht,  verloren.  Auf  europäischem  Boden  würde  also  faktisch
amerikanisches Recht gelten. Doch es geht nicht nur um Lebensmittel und
die  Umwelt.  Auch  die  Privatisierung  vom  Bildungs-,  Gesundheits-  und
Verkehrssektor würde schwerwiegende Folgen haben: unbezahlbare Preise
und eine noch größere Spaltung zwischen den Klassen.

Die Einzelregelungen zwischen Staat und Konzernen sollen ebenfalls auf eine
allgemein gültige Grundlage gebracht werden, was vielen Konzernen helfen
würde,  sich  in  Gerichtsverfahren  besser  und  stärker  gegen  Staat  und
Gewerkschaften (logischerweise auch gegen Arbeiter_Innen) durchzusetzen
zu  können.  Denn  den  Konzernen  wäre  es  dann  möglich,  den  Staat  zu
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verklagen, wenn Gesetze zu Profiteinbußen der einzelnen Konzerne führen
würden.  Das  wäre  beispielsweise  dann  möglich,  wenn  Regierungen  den
Mindestlohn  erhöhen,  oder  den  Sechs-Stunden-Tag  einführen,  oder
Unternehmenssteuern  erhöht  werden,  und  so  weiter.  Streiks  würden
zunehmend unmöglich werden, auch wenn der Druck auf die Arbeiter_Innen
gleichzeitig immens ansteigen würde.

Die deutsche Regierung macht das aber mit, denn man verspricht sich von
TTIP und CETA höhere Wachstumsraten, mehr Investitionen und in Folge
dessen  auch  mehr  Arbeitsplätze  und  Steuereinnahmen.  Jedoch  zeigen
ähnliche  Freihandelsabkommen  (Deutschland  ist  ca.  schon  180
eingegangen), die bereits eingeführt sind, eher das Gegenteil: Arbeitsplätze
gehen verloren, Lohn und Arbeitsbedingungen sinken und man kann sich
schlechter juristisch gegen Ungerechtigkeiten wehren.

Widerstand in der Politik – ist TTIP tot?

Trotzdem  gibt  es  erste  Gegenstimmen  von  Wirtschaftsminister  Sigmar
Gabriel.  Er  und  die  SPD  erklären  das  TTIP  Handelsabkommen  nämlich
plötzlich für tot. Ihre Begründungen sind weitreichend: man habe sich in
Grundsätzen nicht mit den USA einigen können, Schiedsgerichte seien doch
keine  so  tolle  Idee.  Aus  anderen  Quellen  mutmaßte  man  nun,  dass
Massenproteste  die  Politiker_Innen  verunsichert  und  umgestimmt  hätten.

Ironischerweise erklärt die SPD aber das CETA Freihandelsabkommen mit
Kanada als sehr progressiv. Das ist ziemlich trickreich, denn ist das CETA-
Abkommen, welches ebenfalls geheim verhandelt wird, erst einmal in Kraft
getreten,  gibt  es  mehrere  Möglichkeiten  für  die  amerikanischen
Investor_Innen und Konzerne in Europa zu intervenieren. Eine Möglichkeit
wäre  zum  Beispiel  über  kanadische  Filialen  der  Konzerne  Einfluss  zu
nehmen. Oder das CETA Abkommen könnte als eine Art Blaupause (also als
übertragbares  Vorbild)  auf  TTIP  wirken.  CETA  ist  bereits  verhandelt,
befindet sich zurzeit in der sprachlichen und juristischen Prüfung und soll ab



Oktober in Kraft treten. Vorerst europaweit und dann einzeln abgestimmt in
den nationalen Parlamenten.

Perspektive des zivilen Widerstands

Ein  großer  Teil  der  Bevölkerung  allerdings  ist  nach  wie  vor  gegen  die
Freihandelsabkommen.  Viele  Tausende protestierten an den Aktionstagen
der Anti-TTIP-Bündnisse. Unterstützt wurden sie von Gewerkschaften, der
Linken,  den  Grünen,  NGOs  und  diversen  Umweltgruppen.  REVOLUTION
beteiligte sich auch schon an einigen Anti-TTIP-Demonstrationen. Der Protest
ist laut und bunt gemischt und findet mehrmals im Jahr statt. Aufgrund der
Gewerkschaften  und  Parteien  wird  die  Mobilisierung  natürlich  umso
erfolgreicher und die hohen Teilnehmer_Innenzahlen sind vor allem auch
ihnen zuzuschreiben.

Es  ist  natürlich  gut,  wenn  viele  Menschen  auf  die  Straße  gehen.
Politiker_Innen, die (laut dem Tagesspiegel) mittlerweile verunsichert sind,
auch.  Jedoch  können  Abkommen  im  Interesse  des  Kapitals  und  der
Großkonzerne nicht durch reine Demonstrationen abgewandt werden. Der
Protest muss anders ausgetragen werden und das vor allem europa- und
auch nordamerikaweit.

Da wir uns mittlerweile in der Endphase der Verhandlungen von TTIP und
CETA befinden,  muss der Protest  eine andere Perspektive annehmen. Er
muss kämpferischer und schwerwiegender werden, den Wortführer_Innen
der  EU  zeigen,  dass  man  mit  der  Bevölkerung  und  insbesondere  der
Arbeiter_Innenklasse nicht alles machen kann. Er muss den Kapitalist_Innen
schaden und die Arbeiter_Innen an die Hebel setzen.

Was also wäre da besser geeignet als  ein bundesweiter,  wenn nicht gar
europaweiter und auch in Nordamerika stattfindender Massenstreik, der das
alltägliche  Leben,  die  nationale  Wirtschaft  und  die  Konzerne  in  seinen
Grundfesten erschüttert?



Streiken ist tatsächlich eines der wenigen politischen Mittel,  welches der
Arbeiter_Innenklasse in Zeiten der Krise zur Verfügung steht, wie man am
Beispiel  von Frankreich sehen kann. Nicht nur für einen politischen und
kämpferischen Erfolg sind Streiks im Allgemeinen gut, sondern auch um das
Klassenbewusstsein  zu  aktivieren  (Dies  funktioniert  besonders  gut  bei
erfolgreichen  Streiks).

Doch  für  einen  Massenstreik  braucht  es  eine  gute  Organisation  und
Mobilisierung, die in einer so kurzen Zeit nur mit Hilfe von Gewerkschaften
vonstattengehen kann. Sie spielen eine zentrale Rolle bei der Vorbereitung,
jedoch muss der Streik trotzdem demokratisch organisiert werden. Es muss
transparent agierende, sofort abwählbare Streikleiter_Innen geben und nicht
solche,  die  hinter  verschlossenen  Türen  mit  Politiker_Innen  verhandeln.
Wichtig ist außerdem, dass nicht nur gestreikt wird, sondern (z.B. wie auch
in  Frankreich)  Raffinerien  besetzt  und  blockiert,  sowie  Atomkraftwerke
herunter gefahren werden, wenn TTIP am Ende doch unterzeichnet werden
sollte.
Ebenso  ist  es  auch  essentiell,  dass  die  breite  Öffentlichkeit  über  die
Funktionen und Ziele der Streiks informiert und aufgeklärt ist. Denn wenn
sie nicht informiert ist, hat sie kein Verständnis für die, mit Massenstreiks
anfallenden, Probleme.

Doch selbst wenn der Generalstreik europaweit durchgeführt werden könnte,
ist es natürlich trotzdem sehr wichtig sich auch mit den kanadischen und
amerikanischen Gewerkschaften in Verbindungen zu setzen. Denn auch für
diese Arbeiter_Innen sind TTIP und CETA kein Zuckerschlecken.

Den Menschen muss klar werden, dass das Demonstrieren oft einfach nicht
ausreicht  und  hier  kämpferischere  Mittel  in  Betracht  gezogen  werden
müssen!  Sicherlich  wird  es  nicht  einfach sein,  eine  große Mehrheit  von
einem Massenstreik zu überzeugen, jedoch stimmen nicht einmal mehr ein
Fünftel  der  Bevölkerung  TTIP  zu.  Doch  nur  mit  Kampfformen,  deren
Auswirkungen die Kapitalist_Innen am eigenen Profit spüren, wird es möglich
sein,  Freihandelsabkommen  und  jegliche  zukünftige  Angriffe  auf  die



Arbeiter_Innenklasse abzuwenden und zu zerschlagen, woraus obendrein ein
ges tä rk te r  In te rna t i ona l i smus  zw i schen  den  e inze lnen
Arbeiter_Innenbewegungen  hervorgehen  kann!
Für  diese  Kampfperspektive  werden  wir  auch  bei  künftigen  Anti-TTIP-
Protesten eintreten!

Von Leonie Schmidt

Bild: stop-ttip.org

Blockupy  goes  Berlin  –  Eine
neue  Runde  des  ewigen
Eventhoppings
VON LARS KELLER

Das 2012 entstandene Bündnis Blockupy will mal wieder den Protest auf die
Straße  tragen.  Nachdem  in  den  Vorjahren  hauptsächlich  Frankfurt  den
örtlichen Schwerpunkt der Proteste darstellte – zuletzt im März 2015 bei der
Eröffnung der neuen EZB – ist das Bündnis nun nach Berlin umgezogen:
„Blockupy goes Berlin“. Dort sind am 2. September Proteste und Blockaden
rund um das Arbeitsministerium geplant. Am darauffolgenden Tag ruft das
Bündnis  zur  Teilnahme  an  der  Großdemonstration  „Aufstehen  gegen
Rassismus“  auf.  Blockupy  ruft  also  zu  Protesten  gegen  die  Spar-  und
Verarmungspolitik in Europa und das europäische Grenzregime auf. Soweit
nichts unbedingt Neues und weiterhin auch notwendige Proteste – weswegen
auch wir uns Anfang September selbstverständlich beteiligen werden und zur
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Teilnahme an den Protesten aufrufen!

Was bietet Blockupy?

Gleichzeitig muss aber auch gefragt werden: Was hat Blockupy in den letzten
Jahren an politischer Qualität abseits eines tollen, durchaus massenhaften
Aktionstages erreicht? Welche Perspektive, welche Forderungen bietet uns
Blockupy? Wie soll es nach dem Aktionstag weitergehen? Wird dann wieder
anderthalb  Jahre  gewartet  und  dann  denkt  man  sich:  „Ach,  komm,  wir
machen mal wieder was tolles, buntes um ein Zeichen der Solidarität zu
setzen!“? Wo sieht Blockupy die Ursachen für Krisenregime und Rassismus
und wer kann laut ihnen den Kampf dagegen auch gewinnen?

Diese Fragen stellen wir  nicht  zum ersten Mal.  Schon bei  den Aktionen
gegen  die  EZB-Eröffnung  kritisierten  wir  die  fehlenden,  konkreten
Forderungen und weiterführenden Perspektiven.  So auch dieses  Mal:  Im
Aufruf  zum  zweiten  September  wird  v ie l  geschwärmt  über
Flüchtlingssolidarität, den Kämpfen in Frankreich, es wird sich beschwert
über  den  Grenzbau  und  Abschottung  und  über  die  Austeritätspolitik
technokratischer  Regime,  denen  eine  Absage  erteilt  wird.

Aber da, wo sich viele die Frage stellen, wie zum Beispiel dem wachsenden
Rassismus dauerhaft praktisch begegnet werden kann, da hört Blockupy auf.
Nirgends ist die Forderung an Gewerkschaften und Arbeiter_Innenparteien
für eine Einheitsfront mit lokalen Aktionskomitees zu finden. Nirgends die
Forderung nach antirassistischer Selbstverteidigung. Ebenso ist Blockupys
Antikapitalismus weiter sehr phrasenhaft und genauso begrenzt und leer.
Weder  beim Rassismus,  noch  bei  der  Austerität  erkennt  Blockupy,  dass
beides ein zwangsläufiges Phänomen der kapitalistischen Krise ist, Blockupy
erkennt nicht, dass die herrschende Klasse soziale Angriffe fahren muss, um
ihren Platz in der weltweiten Konkurrenz zu halten. Genauso der Rassismus,
welcher dann entsteht, wenn Teile der Gesellschaft im Zuge der Krise vom
sozialen Abstieg betroffen sind und daher schnell der Ideologie „Deutsche



zuerst“  verfallen,  diese Spaltung ist  natürlich durchaus praktisch für die
herrschende Klasse.
Dementsprechend koppelt Blockupy sich also wie viele linke Gruppierungen
den Antirassismus vom Sturz des kapitalistischen System als Ganzem los.

Eventhopping

Während für uns Aktionstage wie der 2. September oder auch die zahlreichen
Aktionskonferenzen  der  letzten  Monate,  bei  denen  es  darum  ging,  wie
Geflüchtete integriert (Welcome 2 Stay) werden können oder der Rassismus
geschlagen (Aufstehen gegen Rassismus) werden kann, dazu dienen sollen
eine  Bewegung  zu  entfachen,  so  scheinen  für  die  treibenden  Kräfte
Blockupys  wie  z.B.  die  „interventionistische  Linke“  mit  den  Events  die
Bewegungen bereits ihren Höhepunkt erreicht zu haben. Anstatt der Beginn
zu  sein,  ist  das  Event  das  Ziel .  Danach  schlafen  die  meisten
Mobilisierungsstrukturen wieder ein.  Das ist  sehr schade,  denn Blockupy
hätte durch die Verbindung zu Gewerkschaften und Linkspartei durchaus
Potential große Teile der Klasse zu mobilisieren.

Doch dafür müssten eben dieser Klasse auch Vorschläge gemacht werden –
und daran mangelt es ja bekanntlich. Zwar schreibt Blockupy am Ende des
Mobitextes, dass der 2.9. ein Startschuss für eine Art Kampagne mit Hinblick
auf  den  G20-Gipfel  nächstes  Jahr  in  Hamburg  werden  soll,  aber  die
Erfahrung aus dem letzten Jahr war, dass zum G7-Gipfel deutlich weniger
kamen als Monate zuvor zur EZB-Eröffnung.

Wie kann es weitergehen?

Das  Bündnis  „Jugend  gegen  Rassismus“  wird  am  29.  September  einen
weiteren bundesweiten Schulstreik  gegen Rassismus durchführen.  Hierzu
werden wir  während des  gesamten Septembers  intensiv  mobilisieren,  so
auch bei Blockupy.



Nicht  nur  das,  wir  versuchen  auch  die  oben  aufgeworfenen  Fragen  zu
beantworten.  Für  uns  sollte  sich  eine  Einheitsfront  vor  allem  auf
gemeinsame, dauerhafte, massenhafte Aktionen mit lokalen Aktionskomitees
bestehend aus allen Organisationen der Arbeiter_Innenklasse einigen – sei es
nun gegen Rassismus oder Verarmung und Arbeitslosigkeit.

Es sollte wenige gemeinsame, konkrete Forderungen geben, aber nichts was
die eigene Politik verwäscht! Solche Forderungen können unter anderem
sein:

Aufteilung der Arbeit in Europa auf alle, seien es Geflüchtete oder die
arbeitslose Jugend Südeuropas – und das nicht zu Dumpinglöhnen,
sondern einem von Arbeiter_Innenkontrollkomitees festgelegten und
überprüften Mindestlohn!
Offene Grenzen!
Wohnraum  für  alle  –  kontrolliert  durch  Arbeiter_Innenkomitees!
Enteignung von Leerstand und für sozialen Wohnungsbau, finanziert
durch die Kapitalisten!

So eine  Einheitsfront  fällt  aber  natürlich  nicht  vom Himmel  –  um ihren
Aufbau muss gekämpft werden. Es braucht mehr als einen Aktionstag, es
braucht verpflichtende Absprachen und Druck auf die Arbeiter_Innenparteien
und  Gewerkschaften!  Blockupy  hat  die  Reichweite  so  etwas  mit
voranzutreiben.  Daher  fordern  wir  Blockupy  auf,  eben  jenen  Druck
auszuüben  und  zudem  mit  zu  mobilisieren  für  den  Schulstreik  Ende
September!



Solidarität  mit  den
französischen Jugendlichen und
Arbeiter_Innen
Wer will, dass das Gesetz fällt, darf keine Angst vor einem Fall der
Regierung haben

Wir  von  REVOLUTION,  einer  international-kommunistischen
Jugendorganisation, sprechen unsere volle Solidarität mit den streikenden
Schüler_Innen,  Studierenden und Arbeiter_Innen in  ganz Frankreich aus.
Euer  mutiger  Widerstand  gegen  das  reaktionäre  El-Khomri  Gesetz,  der
Regierung von Partie Socialiste und den Grünen, ist ein Vorbild für Millionen
von Jugendlichen in ganz Europa.

Die  französische  Regierung  will  mit  diesem  Gesetz  den  französischen
Imperialismus  erneut  für  die  Konkurrenz  auf  europäischer  und
internationaler Ebene stärken. Die Leidtragenden werden dann nicht nur die
Mehrzahl der Menschen in Frankreich, sondern auch in den Halbkolonien
Frankreichs sein. Denn bestärkt durch einen Sieg im Innern würden sich die
Kapitalist_Innen umso entschlossener wieder nach Außen richten.

Wir wissen, was auf dem Spiel steht. So organisieren wir auch Jugendliche
und junge Arbeiter_Innen in Deutschland, die nach der Agenda 2010 damals
durch die Regierung der Sozialdemokratie und der Grünen einen ungeheuren
Verlust ihrer sozialen und gewerkschaftlichen Rechte einbüßen mussten. Die
damaligen  Gesetze  haben  zu  einer  massiven  Ausweitung  der  Zeit-  und
Leiharbeit,  von Kürzungen der Sozialleistungen und einem Rückgang der
gewerkschaftlichen  Organisierung  von  Millionen  Arbeiter_Innen  geführt.
Diese  Gesetze  haben  große  Teile  der  deutschen  Arbeiter_Innenklasse
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verarmen lassen und werfen viele Jugendliche in die Perspektivlosigkeit. Das
dürfen wir in Frankreich nicht geschehen lassen!

Die  landesweiten  Streiks,  die  Besetzungen  der  Raffinerien  und  das
Herunterfahren  von  Atomreaktoren  waren  wichtige  Schritte,  um  die
Regierung in die Defensive zu drängen. Der Aktionstag am 14. Juni, an dem
sich hunderttausende aus Frankreich und klassenbewusste Arbeiter_Innen
aus ganz Europa in Paris beteiligen werden, ist ein weiterer Schritt.

Die Kämpfe gegen die Contrat première embauche (CPE) 2006 brachten die
Reg ierung  dama ls  be inahe  zu  Fa l l  und  verh inder ten  d ie
arbeiter_Innenfeindlichen Gesetze der Regierung. Doch die Zeiten haben sich
geändert. Seit 2007 erleben wir die größte kapitalistische Krise seit dem
zweiten Weltkrieg.  Die Banken,  Konzerne und ihre Regierung sind umso
entschlossener, ihre Vorhaben gegen unseren Widerstand durchzusetzen.

Wir  müssen  uns  darauf  einstellen,  dass,  egal  wie  groß  der  eintägige
Aktionstag am 14. Juni auch sein mag, die Regierung und das Parlament
nicht davon abzubringen sein werden, das El-Khomri Gesetz zu beschließen.
Wir müssen uns daher gemeinsam auf eine Auseinandersetzung einstellen,
die einen unbefristeten Generalstreik unumgänglich macht. Wir fordern die
Gewerkschaftsführungen des Confédération générale du travail, des Force
ouvrière,  von  Solidaires  und  dem  intersyndicale  auf,  die  nötigen
Vorbereitungen dafür zu treffen. In jeder Schule, jeder Universität und jedem
Betrieb  müssen  Streikkomitees  gegründet  werden,  die  den  Streik
organisieren  und  Streikposten  aufstellen.  Jeder  Straßenzug,  jeder
Arbeiter_Innenbezirk,  jede  Fabrik  muss  zu  einer  Festung  unseres
Widerstands  werden.

Gerade  die  zentralen  Bastionen  unseres  Kampfes  –  die  bestreikten
Raffinerien, die Atomkraftwerke, die Häfen und Eisenbahnen müssen von uns
allen  verteidigt  werden.  Die  Regierung  spricht  in  dieser  Situation  mit
gespaltener  Zunge.  Auf  der  einen  Seite  versucht  sie,  die  Streikfront  zu



brechen,  indem  sie  Zugeständnisse  an  die  kampfstärksten  Sektoren
verspricht, wenn sie den Widerstand beenden. Auf der anderen Seite hängt
der Ausnahmezustand mit allen Konsequenzen über euren Protesten.
Doch es gibt eine gute Nachricht.  Die Regierung ist schwach, die Partie
Socialiste  in  der  Frage  gespalten,  Francois  Hollande  ist  ein  zunehmend
schwacher Präsident. Das Gesetz kann fallen, aber die Voraussetzung ist,
dass wir uns nicht davor fürchten, dass auch die Regierung mit ihm fallen
könnte.  Für  diesen Fall  dürfen wir  keine Angst  vor  dem Front  National
haben. Die beste Waffe gegen den Rassismus und die neoliberale Politik des
FN ist  ein  Sieg  aller  Arbeiter_Innen und Jugendlichen Frankreichs,  egal
welcher  Herkunft  oder  Religion  gegen  die  Gesetze  der  bestehenden
Regierung.

Aber ja, wir brauchen eine eigenständige Antwort. Diese Antwort kann nur in
einer Arbeiter_Innenregierung, die sich auf die kämpfenden Gewerkschaften,
die linken Parteien, die den Widerstand gegen die Gesetze unterstützen und
die  Streikkomitees  in  Stadt  und  Land  stützen,  bestehen.  Solch  eine
Regierung hätte die Möglichkeit, nicht nur die Angriffe der Kapitalist_Innen
zu  beenden,  sondern  auch  revolutionäre,  tatsächlich  sozialistische
Maßnahmen  gegen  sie  zu  ergreifen,  die  Schluss  mit  Armut,
Perspektivlosigkeit  und  Krieg  nach  Innen  und  Außen  machen.

Die Herrschenden spüren diese Bedrohung für sich selbst. Bei den großen
Generalstreiks 1968 in Frankreich dachte Charles de Gaule daher darüber
nach,  mit  der  Unterstützung der  deutschen Bundesregierung das  Militär
gegen die  Arbeiter_Innen und Jugendlichen Frankreichs  einzusetzen.  Wir
dürfen keine Illusionen haben, dass die herrschende Klasse Frankreichs auch
heute darüber nachdenken könnte. Die Proteste des arabischen Frühlings in
Ägypten haben gezeigt, dass das Militär in einem solchen Fall für eine Zeit
paralysiert  werden kann.  Aber  es  kommt auch  darauf  an,  die  einfachen
Soldat_Innen für die Bewegung zu gewinnen, sich offen auf ihre Seite zu
stellen.
Sicher, das mag radikal klingen. Aber wer eine Schlacht gewinnen will, der
muss auf alle möglichen Züge des Gegners vorbereitet sein.



Lasst  uns  gemeinsam  die  kommenden  Schritte  eures  Widerstandes
vorbereiten.

Die heutigen Kämpfe der französischen Jugend und Arbeiter_Innen sind nicht
nur ein Vorbild für uns. Ihr Ausgang wird auch wegweisend sein für die
kommenden Klassenkämpfe in Europa. Ein Sieg der französischen Regierung
wird  die  Kapitalist_Innen  bestärken,  er  wird  den  Nationalist_Innen  und
Rassist_Innen zu neuen Siegen verhelfen. Ein Sieg unserer Bewegung würde
den Internationalismus und den Mut der Jugendlichen, der Arbeiter_Innen
und Armen in ganz Europa befeuern.

Wir Jugendliche und junge Arbeiter_Innen auf dem europäischen Kontinent
schauen auf eure Kämpfe.

Wir Jugendliche und junge Arbeiter_Innen auf dem europäischen Kontinent
stehen  an  eurer  Seite  in  eurem  gerechten  Kampf  gegen  die  El-Khomri
Gesetze.

Préparer  la  grève  général:
Solidarité avec la jeunesse et les
travailleurs en lutte
Nous,  l’organisation  internationale  communiste  REVOLUTION,  voulons
exprimer notre entière solidarité aux élèves, étudiens et travailleurs en grève
dans toute la France. Votre résistance courageuse contre le loi réactionnaire
El-Khomri, avancé par la Partie Socialiste et Les Verts, est un exemple pour
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millions de jeunes en toute l’europe.

Le  gouvernement  francais  veut  renforcer  l’impérialisme francais  dans  le
cadre  européen  et  international.  Ceux  qui  en  vont  souffrir  sont  les
travailleurs et la jeunesse francaise et également les gens dans les semi-
colonies francaises.  Une victoire à l’intérieur pour les capitalistes,  aurait
pour consequence un comportement encore plus agressif à l’extérieur.

On sait ce qui est en jeu. L’Agenda 2010, un loi lancé par la Partie social-
démocrat et les Verts contenait la rognage des droits socials et syndicals.
Après  l’introduction  du  loi  il  y  avait  une  forte  augmentation  du  travail
intérimaire et du travail temporaire, une réduction des prestations sociales et
le recul de l’organisation dans les syndicats pour millions de travailleurs. La
classe ouvrière a énormement souffri  de cette reforme,  qui  a  causé une
manque de perspective parmi les travailleurs. Il faut empêcher que le même
chose se passe en France!

Les grèves dans tout le pays, l’occupation des raffineries et l’éteindre des
réacteurs  nucléaires,  étaient  des  pas  important  pour  pousser  le
gouvernement dans une position défensive. La journée nationale d’action du
14  juin,  à  qui  millions  de  travailleurs  avec  conscience  de  classe  vont
participer, sera aussi un pas important.

Les luttes contre le Contrat première embauche (CPE) en 2006, ont pres’que
fait  échouer  le  gouvernement  et  ont  empeché  l’introduction  du  loi
réactionnaire. Mais les temps ont changé. Depuis 2007 nous sommes témoins
de la plus grand crise du capitalisme depuis la 2ième Guerre Mondiale. Les
banques, les trusts et les gouvernement sont encore plus décidés à imposer
leurs interêts sur nous, contre notre résistance. Il faut se rendre compte que
le gouvernement va introduire le loi El-Khomri, n’importe combien de gens
vont participer à la journée d’action du 14 juin.

Il  faut  se  préparer  à  une  confrontation  qui  rend  une  grève  général
permanente  inévitable.  Nous  appelons  aux  directions  des  syndicats  des
Confédérations général du travail, des Force ouvrière, de Solidaires et de
l’intersyndicale,  de se préparer pour le grève général.  Il  faut établir des



comités de grève dans chaque école, université et enterprise qui peuvent
organiser la grève. Chaque rue, chaque quartier ouvrière, chaque usine, doit
devenir une bastion de la résistance.

Surtout les bastions de notre lutte – les raffineries, les réacteurs nucléaires
les havres, et les trains doivent être defendu par nous. Le gouvernement
parle avec la langue fourchue dans cette situation: de l’un côté elle fait des
concessions aux travailleurs en grève pour mettre fin à la résistance. De
l’autre côté elle a déclaré l’état d’urgence à cause de votre protestation. Mais
il y a quand même une bonne nouvelle. Le gouvernement est faible, la Partie
Socialiste est divisé en cette question. La légitimité de Francois Hollande est
de plus en plus faible. Le loi peut tomber, mais il faut pas savoir peur que le
gouvernement tombe aussi. Il faut pas avoir peur d’une victoire de la Front
Nationale. La meilleure arme contre le racisme et la politique néolibérale de
la FN, est une victoire des travailleurs et de la jeunesse francaise, n’importe
de quelle nationalité, contre les lois du gouvernement.

Mais  oui,  il  nous  faut  une  prope  réponse.  Cette  réponse  doit  être  une
gouvernement des travailleurs, constitué par les syndicats, les parties de la
gauche, qui appuyent la résistance contre les lois, et les comités de grève.
Cette gouvernement pourrait mettre un fin aux assauts des capitalistes, et
prendre mesures révolutionnaires, mesures vraiment socialistes, pour arrêter
la  pauvrété,  manque  de  perspectives  et  guerre  dans  l’intérieur  et  dans
l’extérieur.

Les  gouvernants  sont  conscientes  de  cette  menace.  Pendant  les  grèves
générales de 1968, Charles de Gaulle a consideré d’utiliser le militair comme
moyen pour supprimer les travailleurs et la jeunesse en France. Cela est
aussi  mainteant  une  réaction  possible  du  gouvernement  francais.  Les
protestations pendant le Printemps Arabe ont montré, que le militair peut
être paralysé pour une certaine temps. Mais il est crucial de convaincre les
soldats et les attirer à notre côté.

Il semble radical, mais il faut se préparer à tous les actions de l’ennemi.
Preparons ensemble les pas suivants de votre résistance.



Les luttes des travailleurs et de la jeunesse francaise ne sont seulement un
exemple pour nous. Les résultats seront important pour les luttes de classes
en toute l’europe. Une victoire pour eux va renforcer les capitalistes, et va
aider  les  racistes  et  nationalistes.  Une  victoire  de  notre  mouvement  va
renforcer  l‘  l’internationalisme  et  le  courage  entre  la  jeunesse,  les
travailleurs  et  les  pauvres  en  europe.

Nous, la jeunesse et les jeunes travailleurs, regardons vos luttes. Nous
sommes à votre côté dans le lutte juste contre la loi El-Khomri.

Contacte: germany[ät]onesolutionrevolution.de

Frauen-  und  Familienbild  der
AfD:  Kinder,  Küche,  Kirche  –
plus Karriere
V O N  V E R O N I K A  S C H U L Z ,  F r a u e n z e i t u n g  N r .  4 ,
ArbeiterInnenmacht/REVOLUTION,  März  2016

Die Position der AfD zur Rolle der Frau in der Gesellschaft hat nicht nur
Ähnlichkeit  mit  den  Programmen  anderer  konservativer  Kräfte,  sondern
weist  darüber  hinaus  unverkennbare  Parallelen  zur  Haltung  der
Nationalsozialisten  auf.  Insbesondere  seit  der  Spaltung  der  Partei  2015
treten sowohl ihre reaktionären wie auch rassistischen Positionen deutlicher
hervor.

Reaktionäre  Politik  zur  Festigung  von
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Unterdrückung

Besonders entschieden spricht sich die AfD gegen das sogenannte „Gender
Mainstreaming“  aus,  welches  zum  Ziel  hat,  bei  gesellschaftspolitischen
Entscheidungen die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von
Frauen und Männern gleichermaßen zu berücksichtigen, um auf diese Weise
die  Gleichstellung  der  Geschlechter  durchzusetzen.  Die  AfD  erhebt  den
Vorwurf, dass dieses Vorgehen auf eine nicht erwünschte „Aufhebung der

Geschlechteridentitäten zielt“  1.  Die Kritik  richtet  sich dabei  vornehmlich
gegen SPD und Grüne, die während ihrer Regierungszeit eine „ideologisch
gesteuerte  Verzerrung  der  Geschlechterrollen“  betrieben  und  damit  ihre
Kompetenzen deutlich überschritten hätten, da staatliche Eingriffe in diesen
Bereichen  zu  unterlassen  seien.  Die  Ablehnung  der  als  bedrohlich
eingestuften  „Gender-Ideologie“  beweist,  dass  es  der  AfD  mit  ihrer
angestrebten Politik  keineswegs um eine  tatsächliche Gleichberechtigung
aller  Menschen  geht,  weder  von  Mann  und  Frau  geschweige  denn  von
Personen, die sich nicht in diese Dichotomie einordnen können oder wollen.
Ganz im Gegenteil  vertritt  die AfD eine Auffassung, wonach Frauen eine
„natürliche  Rolle“  ihrem  „Wesen“  gemäß  zugeschrieben  werden  kann.
Frauen  haben  demnach  andersartige  Fähigkeiten  als  Männer.  Diese
Gemeinsamkeit mit dem Gedankengut der Nationalsozialisten formuliert die
Partei in ihrem Programm wie folgt: „Die AfD strebt die Gleichberechtigung
der  Geschlechter  unter  Anerkennung  ihrer  unterschiedlichen  Identitäten,

sozialen Rollen und Lebenssituationen an.“ 2 Dieses reaktionäre Frauenbild
reproduziert  die  vermeintlich  „unterschiedlichen  Identitäten“  der
Geschlechter  und weist  emanzipatorische Bestrebungen der  Frau in  ihre
„natürlichen“  Schranken.  Väter,  die  sich  an  Haushaltsführung  oder
Kindererziehung beteiligen, und das vielleicht sogar gerne, kommen in der
gartenzwerg-behüteten AfD-Welt nicht vor. Das einzig „progressive“ Element
der Frauenversteher in der AfD ist das Zugeständnis, dass Frauen nicht mehr
ausschließlich  auf  ihre  Rolle  als  Mutter  reduziert  werden,  gibt  es  doch
mittlerweile  auch  viele  bewusst  Kinderlose.  Daher  beschränkt  sich  der
weibliche  Wirkungskreis  nicht  auf  „Kinder,  Küche,  Kirche“.  Mindestens
genauso wichtig ist nun die Vereinbarkeit dieser „genuinen Pflichten“ einer



Frau mit ihrer Rolle in der Arbeitswelt – die „Karriere“ kommt also noch
hinzu. Die Frau dient somit als Stütze sowohl ihres Mannes als auch der
Gesellschaft, da sie in der Familie unbezahlte und in der Arbeitswelt häufig
prekäre und schlecht bezahlte Tätigkeiten verrichtet, die den Kapitalismus
und die bürgerliche Gesellschaft aufrechterhalten. Auch hier findet sich eine
weitere Parallele zur Politik der Nationalsozialisten, war diesen doch jede
Frau recht, wenn es um lohngünstige Kriegsproduktion ging und männliche
Arbeiter rar wurden.

Ginge es nach den familienpolitischen „Vordenkern“ der AfD, sollte jede –
wohlgemerkt deutsche und gut ausgebildete – Frau (mindestens) drei Kinder
haben.  Dieses  Ideal  der  „Drei-Kinder-Familie“  klammert  wie
selbstverständlich homosexuelle Paare aus und erhebt die heterosexuelle Ehe
zum Leitbild. Als Begründung für diesen Appell an den Fortpflanzungswillen
deutscher  Frauen  führt  die  AfD  in  ihrer  Argumentation  die  leeren
Sozialkassen ins Feld, die auf diese Weise stabilisiert werden sollen. Der in
die Jahre gekommene Begriff des „Generationenvertrages“ wird dabei von
der  Partei  bemüht,  um  ihre  Fokussierung  auf  die  Zukunftsgestaltung
Deutschlands  und  somit  eine  Politik  zu  legitimieren,  die  scheinbar  an
langfristigen Zielen orientiert ist. Dies drückt sich auch in der Forderung
nach stärkerer Berücksichtigung von Kindern bei der Rentenberechnung aus
3. Gleichzeitig lehnt die AfD, wie mittlerweile durchaus auch von konservativ-
wirtschaftsnahen Kreisen der Unionsparteien gefordert, Zuwanderung zum
Zweck der Stabilisierung der „sozialen Sicherungssysteme“ entschieden ab.

Exklusion von LGBTIA-Menschen

Auch im Hinblick auf die Rechte von LGBTIA-Menschen ist das Programm
der AfD von einer Politik der Exklusion gekennzeichnet. Zu diesem Ergebnis
kommt auch eine Analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung aus dem Jahr 2014.
LGBTIA-Menschen  kommen  wenn,  dann  nur  in  stereotypisierter  und
negativer Weise im Programm der AfD vor und sind als Minderheiten den
Angriffen  der  Partei  ausgesetzt.  Der  Themenbereich  Sexualität  wird



ideologisch  sowie  moralisch  aufgeladen,  während  die  AfD  gleichsam vor
„ideologischer Umerziehung“ von Kindern warnt. Verschwörungstheoretisch
tritt  sie  dabei  dem  sogenannten  Bildungsplan  in  Baden-Württemberg
entgegen: „In dem Falle wird davon ausgegangen, dass ein systematisches
,Umerziehungsprogramm‘ ins Werk gesetzt worden sei, wo es in Wirklichkeit
um  die  weithin  akzeptierte  Selbstverständlichkeit  geht,  vielfältigen

geschlechtlichen und sexuellen Identitäten Akzeptanz zu verschaffen.“ 4 Die
Analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung verdeutlicht, dass die Diskriminierung
von LGBTIA-Menschen aus Sicht der AfD legitim ist, da für diese Gruppe(n)
Rechte abgeleitet würden, die das Grundgesetz lediglich für Ehe und Familie

vorsieht 5. Auch einer „Sexualisierung der Gesellschaft“ 6 soll Einhalt geboten
werden, wobei man sich bei allgegenwärtiger sexistischer Werbung durchaus
die Frage stellt, inwiefern diese nicht bereits an der Tagesordnung ist.

Rassenideologie/Bildungsrassismus

Auch  gegen  Ausländer_Innen  und  Geflüchtete  geht  die  Partei  seit  ihrer
Abspaltung von den „Euro-Skeptikern“ 2015, wie bereits erwähnt, offensiver
vor.  Passenderweise wünscht sich die AfD deshalb eine Vermehrung des
(deutschen)  Volkes,  geht  jedoch  sogar  einen  Schritt  weiter  als  die
nationalsozialistische  Rassenideologie.  Vorrangig  gut  ausgebildete  Frauen
bzw. Paare sollen für den deutschen Nachwuchs sorgen, wohingegen eine
„unkontrollierte  Vermehrung“  von  Arbeitslosen  oder  Migrant_Innen
abgelehnt  wird.  Familien  der  bürgerlichen  Elite  und  akademischen
Mittelschicht sollen Kinder bekommen, da die AfD von einer „natürlichen
Begabung“ der Menschen ausgeht, die sich von den gebildeten Eltern auf
ihre Kinder überträgt, im Falle der „nichtsnutzigen Schmarotzer“ eben nicht.
Diese  Haltung  ist  Bildungsrassismus  in  widerwärtigster  Form,  der  die
bestehende Chancenungleichheit nicht nur leugnet, sondern zugunsten einer
vermeintlich evolutionären Vorbestimmung sogar begrüßt.



Abtreibung

Eine ebenso konservative wie moralisierende Auffassung lässt sich in der
Position  der  Jugendorganisation  Junge  Alternative  (JA)  zum  Thema
Abtreibung finden. Die JA spricht sich für den Schutz ungeborenen Lebens
aus und behauptet, die aktuelle Rechtslage berücksichtige ausschließlich den
Willen  der  Mutter.  Dies  ist  zum einen nicht  korrekt,  da  in  Deutschland
Schwangerschaftsabbrüche  weiterhin  illegal,  wenn  auch  nach
verpflichtender  Beratung straffrei,  bleiben.  Zum anderen zäumt die  AfD-

Jugend mit der Forderung nach „Abtreibung nur bei triftigen Gründen“ 7 das
Pferd  von  hinten  auf:  Eine  kindgerechte  und  familienfreundlichere
Gesellschaft kann keinesfalls durch staatliche Verbote und Eingriffe in die
Entscheidungsfreiheit von Frauen geschaffen werden. Im Gegenteil, erst die
Abschaffung bestehender Unterdrückungs- und Ausbeutungsverhältnisse, die
wesentlicher  Bestandteil  des  kapitalistischen  Systems  und  bürgerlichen
Staates  sind,  eröffnet  Frauen (und auch Männern)  die  Möglichkeit  einer
Familienplanung  frei  von  materiellen  Abwägungen.  Die  fehlerhafte
Denkweise der JA äußert sich auch in folgender Forderung: „In jedem Fall
muss der Staat das materielle und seelische Wohlbefinden von Schwangeren,
bei  denen  ein  Schwangerschaftsabbruch  droht,  sicherstellen  und  dazu

ermuntern,  die  Schwangerschaft  fortzusetzen.“  8  Dadurch  wird  die
Doppelmoral  konservativer  Argumentation,  die  auf  Moral  und
Menschenwürde basiert, offenkundig: Während einer Schwangerschaft gilt
das  ungeborene  Leben  als  ultimativ  schützenswert  und  wird  über  die
Belange der Mutter gestellt, nach Geburt des Kindes ist die Frau jedoch auf
sich  allein  gestellt  und  kann  sehen,  wo  sie  und  das  Kind  bleiben.  Das
herangewachsene Kind darf später dann den „Schutz des Lebens“ in Kriegen
des  deutschen  Imperialismus  an  der  Front  am  eigenen  Leib  erfahren.
Passend dazu stellt die AfD „Elternverantwortung für den Werdegang ihrer

Kinder“ 9 in den Vordergrund ihrer Familienpolitik. Die Forderung danach,
dass  „jede  Mutter  Anspruch  auf  den  Schutz  und  die  Fürsorge  der

Gemeinschaft“ 10 haben soll, ändert noch lange nichts an der Realität und ist
verkürzt auf rein materielle Hilfeleistungen. Genau an dieser Stelle wird die



familienpolitische Position der AfD zur Klassenfrage: Die Vereinbarkeit von
Beruf  und Familie  ist  aktuell  insbesondere für  prekär  Beschäftigte  nicht
gegeben, während sich
gut situierte „Idealfamilien“ aus (zumeist) männlichem Alleinverdiener und
liebender Hausfrau und Mutter darüber weniger Gedanken machen müssen.
Und  auch  für  Paare  mit  mittleren  Einkommen  sind  die  vorhandenen
Betreuungsangebote  durch  –  wenn  auch  unzureichende  –  finanzielle
Unterstützung  des  Staates  zumindest  erschwinglich.  Doch  allein  durch
weiteren  Kita-Ausbau  oder  finanzielle  Anreize  lässt  sich  keine
Geschlechtergleichheit erzeugen. Insofern bringt es die Programmatik der
AfD auf den Punkt, wenn sie zugesteht: „Pflege und Erziehung der Kinder
sind das natürliche Recht der Eltern und die zuförderst ihnen obliegende

Pflicht.  Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“11  Da es
elterliche  Pflicht  ist  und  bleiben  soll,  sich  um  die  eigenen  Kinder  zu
kümmern,  wird  das  propagierte  Idealbild  einer  intakten  Kernfamilie  aus
Vater, Mutter, Kindern gestärkt und reproduziert.

Keimzelle

Eine  solche  Darstellung  der  Familie  als  „Keimzelle  der  Gesellschaft“  ist
jedoch kein Alleinstellungsmerkmal der AfD. Ähnliche Formulierungen finden
sich auch bei der Union zuhauf. Die dargestellte Haltung der JA zum Thema
Abtreibung offenbart allerdings, worum es der Partei und ihrer Jugend in
Wirklichkeit geht: die Familie als Ort unbezahlter Reproduktionsarbeit, in
Form von Kindererziehung und Altenpflege. Diese Sichtweise versperrt sich
gegen den gesamtgesellschaftlichen Auftrag, sich um derartige Arbeiten zu
kümmern. Aus einer fortschrittlichen sozialistischen Perspektive kann also
nur die Vergesellschaftung dieser unbezahlten Erziehungs- und Pflegearbeit
die Antwort  sein.  Dies bezieht  explizit  die  Männer bzw.  Väter sowie die
Gesellschaft  als  Ganzes  mit  ein,  da  es  sich  bei  Erziehung,  Pflege  und
sonstiger  Reproduktionsarbeit  wie  Kochen  und  Waschen  um
gemeinschaftliche  Aufgaben  handelt.  Ausgerechnet  die  Einbettung  dieser
Arbeiten in die private Sphäre kann zu Isolation und Konflikten führen. Die



Kernfamilie, die auch die AfD nicht müde wird als Ideal zu verklären, ist
somit nicht automatisch ein Hort von Liebe und Glückseligkeit. Im Gegenteil,
in dieser gewissermaßen sakrosankten Institution ist die Unterdrückung der
Schwächeren  um ein  Vielfaches  erleichtert.  Körperliche,  psychische  und
sexuelle  Gewalt  werden  innerhalb  der  Familie  abgeschottet  von  der
gesellschaftlichen Wahrnehmung ermöglicht. Durch materielle Abhängigkeit
beispielsweise  der  Frau  von  ihrem  Mann  ist  ein  Durchbrechen  dieses
Mechanismus  nicht  ohne  weiteres  möglich,  dazu  kommen  Scham  und
Tabuisierung.  Die  idealisierte  Familie  wird  auf  diese  Weise  häufig  zur
„Keimzelle“ von Gewalt und Unterdrückung.

Refugee-Thematik

Die  moralische  Heuchelei  der  AfD  im  Hinblick  auf  eine  kinder-  und
elternfreundliche  Gesellschaft  tritt  auch  bei  der  Refugee-Thematik  offen
zutage.  Die  jüngste  Debatte  offenbart  auf  erschreckende  Weise  die
menschenverachtende Position der AfD-Parteiführung. Petry und von Storch,
zentrale Führungsfiguren der Partei, stehen ihren männlichen Kollegen in
nichts nach, wenn sie nach mehr „Law and Order“ rufen und sich für die
Option eines Schießbefehls an deutschen Grenzen aussprechen. Hier wird
auf  zynische  Art  überdeutlich,  dass  es  der  AfD  nicht  um „Frauen“  und
„Kinder“  im  Allgemeinen  oder  ein  „kinderfreundliches  Deutschland“  im
Speziellen geht, sondern bei allen Forderungen der AfD deutsche Frauen und
deutsche  Kinder  gemeint  s ind.  Trotz  mehrfacher,  hi l f loser
Distanzierungsversuche  kann  diese  Position  der  AfD-Führung  als
stellvertretend für  die  gesamte Politik  der Partei  betrachtet  werden.  Die
Standortsicherung  Deutschlands  als  Wirtschaftswunderland  innerhalb  der
EU und damit verbundene neoliberale Reformen stehen an vorderster Stelle,
während soziale  Programme,  wenn überhaupt,  nur  für  Bürger_Innen mit
deutschem Pass Verbesserungen bringen sollen. Alle anderen, die sich nicht
auf  deutsche  Abstammung  oder  wirtschaftlich  verwertbare  Ausbildung
berufen können, sollen doch bitte woanders als im gelobten Deutschland ihr
Glück suchen, geht es nach der AfD.



Neoliberale Politik

Insofern wird mehr als deutlich, dass die AfD eine neoliberale Politik für das
gehobene Kleinbürgertum vertritt, die jedoch den Interessen der Mehrzahl
der Lohnabhängigen zuwiderläuft. Das damit verbundene Heilsversprechen
zur Stabilisierung der Sozialsysteme wird sich ebenso als Illusion erweisen
wie  die  Prognose,  wonach  durch  die  Programmatik  der  AfD  prekäre
Beschäftigung für Akademiker_Innen wegfallen wird, im Gegenteil. Auch bei
der  Politik,  für  die  die  AfD  steht,  erfolgt  weiterhin  ungebremst  eine
Umverteilung von unten nach oben.

Die Idee, wonach Deutschland durch gesetzgeberische Maßnahmen „kinder-

und familienfreundlicher“ 12  werden könne,  muss aus marxistischer Sicht
ebenso abgelehnt werden wie das ausschließliche Vertrauen auf das bereits
beschriebene  „Gender  Mainstreaming“.  Es  ist  nichts  anderes  als  eine
Illusion, Geschlechterrollen und Gleichstellung von Frauen und Männern auf
bürokratische  Weise  herstellen  zu  wollen.  Der  bürgerliche  Staatsapparat
greift auf gesetzliche Regelungen und Verordnungen zurück, wodurch er die
Frauenfrage allerdings nicht lösen wird, solange kein wirklicher Abbau von
sexueller Unterdrückung und ökonomischer Ausbeutung geschieht. Daher ist
eine materielle Einebnung von Geschlechtsunterschieden notwendig. Ebenso
kann aus marxistischer Perspektive nur durch Vergesellschaftung häuslicher
Tätigkeiten zu einer offenen, kinderfreundlichen Gemeinschaft beigetragen
werden.

Die  Antwort  auf  die  geschilderten Hirngespinste  reaktionärer  Kräfte,  die
durchaus alles andere sind als ein Haufen verirrter Spinner, liegt nicht in
individuellen,  „emanzipierten  Lebensentwürfen“,  die  einer  solchen Politik
entgegengehalten  werden.  Vielmehr  bedarf  es  einer  proletarischen
Frauenbewegung, die organisiert und entschieden für Frauenbefreiung, für
die Überwindung der patriarchalen bürgerlichen Gesellschaft und gegen das
kapitalistische  Wirtschaftssystem  eintritt.  Nur  durch  die  Befreiung  der
Frauen  kann  die  Arbeiter_Innenklasse  als  Ganze  ihre  Interessen



verwirklichen, nur durch den Sozialismus können Gleichberechtigung von
Frauen  und  LGBTIA-Menschen  erreicht  und  Unterdrückung  überwunden
werden!
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